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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die klinische und epidemiologische 
Krebsregistrierung im Land Nordrhein-Westfalen (LKRG NRW) 
 
 
A Problem  
 
Am 21. August 2021 ist das Gesetz zur Zusammenführung von Krebsregisterdaten (BGBl. 
S. 3890) in Kraft getreten. Es handelt sich um ein Artikelgesetz, welches mehrere Änderungen 
in verschiedenen Gesetzen beinhaltet. Namentlich sind Änderungen des Bundeskrebsregis-
terdatengesetzes (BKRG; Art. 1 und 2) und des SGB V (Art. 3) enthalten. Allgemein ist Ziel 
des o.g. Gesetzes, die Krebsregisterdaten der Bundesländer länderübergreifend, insbeson-
dere für überregionale Forschungsprojekte besser nutzbar zu machen. Das Inkrafttreten des 
Bundesgesetzes führt zu Änderungsbedarf der einschlägigen landesrechtlichen Regelungen 
in Form des Landeskrebsregistergesetzes NRW.  
 
B  Lösung  
 
Mit dem vorliegenden Entwurf sollen die durch das Bundesgesetz erforderlich gewordenen 
Änderungen aufgenommen werden. Zusätzlich sollen die seit der Aufbauphase des Landes-
krebsregisters aufgetretenen Regelungs- und Änderungserfordernisse aufgegriffen werden. 
 
C  Alternativen  
 
Keine. 
 
D  Kosten  
 
Keine. 
 
E  Zuständigkeit  
 
Zuständig ist das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales.  
 
F  Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände  
 
Keine. 
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G  Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte  
 
Keine. 
 
H  Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes  
 
Der Gesetzesentwurf hat keine Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Männern. 
Die Wirkungen treten unabhängig vom Geschlecht der Betroffenen ein. Auswirkungen auf die 
unterschiedlichen Lebenssituationen von Frauen und Männern sind nicht zu erwarten. 
 
I  Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung (im Sinne der Nachhaltigkeitsstra-

tegie NRW) 
 
Keine. 
 
J  Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 
 
Das Gesetz hat keine spezifischen Auswirkungen auf Menschen mit Behinderung. 
 
K  Auswirkungen auf das E-Government und die Digitalisierung von Staat und Verwal-

tung  
 
Keine. 
 
L  Befristung 
 
Eine Befristung ist nach § 39 Absatz 1 der Gemeinsamen Geschäftsordnung für die Ministerien 
des Landes Nordrhein-Westfalen (GGO) nicht erforderlich, da es sich nicht um einen Entwurf 
eines neuen Stammgesetzes handelt, sondern um die Änderung eines bereits bestehenden 
Stammgesetzes handelt. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
Zweites Gesetz zur Änderung des  
Gesetzes über die klinische und  

epidemiologische Krebsregistrierung im 
Land Nordrhein-Westfalen (LKRG NRW) 

 

  

Artikel 1 
 
Das Landeskrebsregistergesetz vom  
2. Februar 2016 (GV. NRW. S. 94), das zu-
letzt durch Artikel 78 des Gesetzes vom 
1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 122) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
 

Gesetz über die klinische und  
epidemiologische Krebsregistrierung im 

Land Nordrhein-Westfalen  
(Landeskrebsregistergesetz –  

LKRG NRW) 
 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der 
Angabe zu § 8 folgende Angabe einge-
fügt: 

 
 „§ 8a Aufsichtsrat“. 
 

  

2. § 1 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

aa)  In Satz 1 wird das Wort „errich-
tet“ durch das Wort „geführt“ 
ersetzt. 

 
 
bb)  In Satz 2 werden die Wörter 

„Artikel 1 und 2 des Gesetzes 
vom 17. Juli 2015 (BGBl. I 
S. 1368)“ durch die Wörter „Ar-
tikel 10 des Gesetzes vom 
17. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
191)“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 1 
Landeskrebsregister 

 
(1) Zur Verbesserung der Qualität der onko-
logischen Versorgung und der Bekämpfung 
und Erforschung von Krebserkrankungen 
wird durch das für Gesundheit zuständige 
Ministerium das Landeskrebsregister Nord-
rhein-Westfalen (Landeskrebsregister) er-
richtet. Es erfüllt die dem Land durch § 65c 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch - Ge-
setzliche Krankenversicherung - (Artikel 1 
des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, 
BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Ar-
tikel 1 und 2 des Gesetzes vom 17. Juli 2015 
(BGBl. I S. 1368) geändert worden ist, sowie 
der durch § 3 des Bundeskrebsregisterda-
tengesetzes vom 10. August 2009 (BGBl. I 
S. 2702, 2707) übertragenen hoheitlichen 
Aufgaben 
 
1.  der epidemiologischen Krebsregistrie-

rung, welche das Auftreten von Krebs-
erkrankungen sowie die Art der Pri-
märtherapie bei Personen, die im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
haben oder hatten erfasst, sowie 
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b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(2) Die in Absatz 1 genannten An-

gaben werden gemäß § 65c Absatz 
1 Satz 3 des Fünften Buches Sozi-
algesetzbuch in der jeweils gelten-
den Fassung auf der Grundlage 
des einheitlichen onkologischen 
Basisdatensatzes der Arbeitsge-
meinschaft Deutscher Tumorzen-
tren und der Gesellschaft epidemi-
ologischer Krebsregister in 
Deutschland zur Basisdokumenta-
tion für Tumorerkrankungen und al-
ler ihn ergänzender Module flä-
chendeckend sowie möglichst voll-
zählig und vollständig erhoben.“ 

 
c) Nach Absatz 3 Satz 1 wird folgen-

der Satz eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 “Es soll mitwirken bei der Bewer-

tung präventiver und kurativer Maß-
nahmen im Rahmen der Krebsbe-
kämpfung, der Ergebniskontrolle 
von Maßnahmen zur Krebsfrüher-
kennung sowie bei der Herstellung 
von Versorgungstransparenz.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2.  der klinischen Krebsregistrierung, wel-
che die Daten über das Auftreten, den 
Verlauf und die Behandlung von Krebs-
erkrankungen bei Personen, die im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes behan-
delt werden, behandelt wurden oder ih-
ren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt haben oder hatten, erhebt. 

 
 
 
(2) Die in Absatz 1 genannten Angaben wer-
den auf der Grundlage des im Bundesanzei-
ger zuletzt veröffentlichten bundesweit ein-
heitlichen Datensatzes der Arbeitsgemein-
schaft Deutscher Tumorzentren e.V. und der 
Gesellschaft epidemiologischer Krebsregis-
ter in Deutschland e.V. zur Basisdokumenta-
tion für Tumorkranke und ihn ergänzender 
Module erhoben. 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Das Landeskrebsregister hat die Aufga-
ben, fortlaufend und flächendeckend Daten 
über das Entstehen, das Auftreten, die Be-
handlung und den Verlauf von Krebserkran-
kungen zu sammeln, zu verarbeiten, wissen-
schaftlich auszuwerten und zu publizieren 
sowie Daten für die Forschung und Gesund-
heitsberichterstattung zur Verfügung zu stel-
len. Das Landeskrebsregister hat regionale 
oder landesweite Qualitätskonferenzen zu 
fördern, durchzuführen oder sich daran zu 
beteiligen. Im Übrigen soll das Landeskrebs-
register Forschungsvorhaben, die den in Ab-
satz 1 genannten Zielen dienen, fördern, 
durchführen oder sich daran beteiligen. 
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d) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort 

„und“ durch ein Komma und der 
Punkt am Ende durch die Wörter 
„sowie einen Aufsichtsrat, wenn 
eine juristische Person des Privat-
rechts nach § 4 Absatz 1 beliehen 
wird.“ ersetzt. 

 

(4) Dem Landeskrebsregister werden die 
epidemiologische und klinische Krebsregist-
rierung als Aufgaben zugewiesen. Das Lan-
deskrebsregister hat die Vollzähligkeit, Voll-
ständigkeit und Flächendeckung der Krebs-
registrierung regelmäßig zu überprüfen und 
darüber zu berichten. 
 
(5) Das Landeskrebsregister wird in regel-
mäßigen Abständen durch unabhängige 
Dritte evaluiert, insbesondere zu den Verfah-
ren nach den §§ 3, 9 bis 11. 
 
(6) Das Landeskrebsregister hat einen Bei-
rat und einen wissenschaftlichen Fachaus-
schuss. Der Beirat berät das Landeskrebsre-
gister bei der Wahrnehmung seiner Aufga-
ben nach diesem Gesetz. Der Fachaus-
schuss berät den Beirat und das Landes-
krebsregister wissenschaftlich. 
 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 3 werden die Wörter 
„Eine Tumordiagnose“ durch die 
Wörter „Die Diagnose einer Krebs-
erkrankung“ ersetzt. 

 
 
 
 

 § 2 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Krebserkrankungen sind bösartige Neu-
bildungen einschließlich ihrer Frühstadien, 
Neubildungen unbekannten Charakters und 
unsicheren Verhaltens sowie gutartige Neu-
bildungen des zentralen Nervensystems 
nach dem Schlüssel der Internationalen 
Klassifikation der Krankheiten (ICD-Schlüs-
sel) in der jeweils geltenden vom Deutschen 
Institut für Medizinische Dokumentation und 
Information im Auftrag des für Gesundheit 
zuständigen Bundesministeriums herausge-
gebenen Fassung. 
 
(2) Die ärztliche Behandlung umfasst alle Tä-
tigkeiten von Ärztinnen und Ärzten und 
Zahnärztinnen und Zahnärzten zur Feststel-
lung der Diagnose einer Krebserkrankung, 
therapierende Maßnahmen sowie anlässlich 
einer Krebserkrankung durchgeführte Nach-
sorgeuntersuchungen. 
 
(3) Eine Tumordiagnose ist gesichert, wenn 
sie aufgrund eines wissenschaftlich aner-
kannten Diagnoseverfahrens festgestellt 
wurde. 
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b) Absatz 5 Nummer 4 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„4. aktueller Wohnort des Patien-
ten bei Meldeanlass,“. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(4) Identitätsdaten sind 
 
1.  der Familienname, Geburtsname, die 

Vornamen, frühere Namen und Titel, 
2.  der Tag, der Monat und das Jahr der 

Geburt, 
3.  das Geschlecht, 
4.  die Wohnanschrift im Zeitpunkt der Mel-

dung (Postleitzahl, Wohnort, Straße und 
Hausnummer), 

5.  die Krankenversichertennummer, gege-
benenfalls der Name des privaten Kran-
kenversicherungsunternehmens, die 
von ihm vergebene Versichertennum-
mer oder die Angabe, dass die be-
troffene Person nach öffentlich-rechtli-
chen Grundsätzen Anspruch auf unent-
geltliche Krankenbehandlung, freie Heil-
fürsorge oder Beihilfe hat oder bei der 
Beihilfe berücksichtigungsfähig ist, 

6.  der Tag, der Monat und das Jahr der Tu-
mordiagnose und 

7.  der Tag, der Monat und das Jahr des 
Todes. 

 
(5) Epidemiologische Daten sind 
 
1.  der Monat und das Jahr der Geburt, 
2.  das Geschlecht, 
3.  die Postleitzahl mit Ortsnamen und Ge-

meindeziffer, 
 
 
 
4.  die Staatsangehörigkeit, 
 
 
5.  die Tumordiagnose (Topographie ein-

schließlich Haupt-, Neben- und Seiten-
lokalisation, Morphologie einschließlich 
des histopathologischen Grads der Tu-
morausbreitung sowie tumorspezifische 
Prognosemarker) im Klartext und nach 
dem ICD-Schlüssel einschließlich der 
Versionskennung des Schlüssels, 

6.  der Tag, der Monat, das Jahr und der 
Anlass der Tumordiagnose, 

7.  der Tag, der Monat und das Jahr des 
Todes, 

8.  das Stadium der Erkrankung, 
9.  frühere Tumordiagnosen, 
10.  die Diagnosesicherung, 
11.  die Art der Primärtherapie, 
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c) In Absatz 6 Nummer 3 werden je-

weils nach dem Wort „Zielgebiet“ 
die Wörter „und die Beurteilung des 
Residualstatus“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

12.  die Todesursachen und 
13.  die durchgeführte Autopsie. 
 
(6) Klinische Daten sind die Daten nach Ab-
satz 5 Nummer 1 bis 3 und Nummer 5 bis 13 
sowie 
 
1. die weiteren Angaben über den Verlauf 

der Erkrankung, insbesondere Lokalisa-
tion und Zeitpunkt der Diagnose von 
Metastasen oder Rezidiven, 

2.  der Tag, der Monat und das Jahr des 
Beginns und der Beendigung einer Tu-
mor- oder palliativen Therapie, im Falle 
der Beendigung auch der Grund hierfür, 

3.  die Art und das Ergebnis einer Tumor- 
oder palliativen Therapie, bei einer Ope-
ration insbesondere Zielgebiet, bei einer 
medikamentösen Therapie insbeson-
dere Arzneimittel, Wirkstoff, Häufigkeit 
der Anwendung und verabreichte 
Menge je Anwendung, bei einer Strah-
lentherapie insbesondere Zielgebiet, 
Applikationsart und Dosis, bei einer sys-
temischen Therapie insbesondere Ap-
plikationsart, 

4.  die Nebenwirkungen der Therapie, 
5.  der Tag, der Monat, das Jahr und das 

Ergebnis von Tumorkonferenzen und 
6.  der Tag, der Monat, das Jahr, die Art 

und Ergebnisse von Nachsorgeuntersu-
chungen. 

 
(7) Meldungsbezogene Daten sind 
 
1.  die dauerhafte, eindeutige Identifizie-

rungsnummer der meldepflichtigen Per-
son, 

2.  der Zeitpunkt der Meldung an die Daten-
annahmestelle (Jahr, Monat, Tag, 
Stunde, Minute, Sekunde, Millise-
kunde), 

3.  die von der meldenden Stelle für die Er-
krankte oder den Erkrankten vergebene 
eindeutige Nummer, die für sich genom-
men keinen Rückschluss auf die Identi-
tät der betroffenen Person zulässt (mel-
destellenbezogene Referenznummer), 

4.  die für jede Meldung vergebene eindeu-
tige Nummer, die keinen Rückschluss 
auf die Identität der betroffenen Person 
zulässt (Transaktionsnummer), 
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d) In Absatz 7 Nummer 6 werden die 

Wörter „der Bildung eines Identi-
täts-Chiffrats widersprochen hat 
(Widerspruchsstatus)“ durch die 
Wörter „einen Widerspruch erklärt 
hat“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
e) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 
 

„(8) Sterbefallbezogene Daten sind 
 
1. die vollständige Bezeichnung 

oder die eindeutige Standes-
amtsnummer des beurkunden-
den Standesamts, 

2.  die Sterbebuchnummer, 
3.  die Todesursachen, Grunder-

krankungen und andere we-
sentliche Krankheitszustände 
(Begleiterkrankungen) im Klar-
text und die nach ICD ver-
schlüsselten Angaben, 

4.  die jeweiligen (geschätzten) 
Zeiträume zwischen dem 
Krankheitsbeginn und dem 
Tod und 

5.  der Monat und das Jahr des 
Todes.“ 

 
 
 
 
 
 
 

 

5.  die Angabe, dass die Pflichten des § 13 
Absatz 2 erfüllt wurden, noch erfüllt wer-
den oder nach § 13 Absatz 5 hiervon ab-
gesehen werden soll (Informationssta-
tus), 

6.  die Angabe, ob die betroffene Patientin 
oder der betroffene Patient nach § 13 
Absatz 1 der Bildung eines Identitäts-
Chiffrats widersprochen hat (Wider-
spruchsstatus) und 

 
 
7. wenn die meldende Person weder 

selbst noch im Falle des § 12 Absatz 3 
Satz 1 durch die behandelnden Ärztin-
nen, Ärzte, Zahnärztinnen oder Zahn-
ärzte einen unmittelbaren Kontakt mit 
der betroffenen Person hat, der Famili-
enname, Vorname und die Anschrift der 
Person, die unmittelbaren Kontakt mit 
der betroffenen Person hat, oder Name 
und Anschrift der Einrichtung, die die 
betroffene Person behandelt. 

 
 
 
(8) Sterbefallbezogene Daten sind 
 
1. die vollständige Bezeichnung oder die 

eindeutige Standesamtsnummer des 
beurkundenden Standesamts, 

 
2.  die Sterbebuchnummer, 
3.  die Todesursachen nach dem ICD-

Schlüssel und 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.  der Tag, der Monat und das Jahr des 

Todes. 
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f)  In Absatz 9 Satz 2 werden die Wör-

ter „Datenvalidierungs- und -spei-
cherstelle“ durch das Wort „Lan-
desauswertungsstelle“ ersetzt. 

 

(9) Ein Datensatz ist die zu einem Krebser-
krankungsfall gehörende Sammlung von Da-
ten nach Absatz 4 bis 8. Eine Registernum-
mer ist die für jede Person von der Datenva-
lidierungs- und -speicherstelle im Register 
fortlaufend vergebene Nummer, die keinen 
Rückschluss auf die Identität der betroffenen 
Person zulässt. 
 
(10) Intervallkarzinome sind Krebserkran-
kungen bei Screening-Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern mit unauffälligem Screening-
Befund, die im Zeitintervall bis zur nächsten, 
geplanten, regulären Screening-Untersu-
chung oder nach altersbedingtem Ausschei-
den aus dem Screening außerhalb des 
Krebsfrüherkennungsprogrammes entdeckt 
werden. 
 
(11) Die in den auf Grundlage des § 25a Ab-
satz 2 Satz 4 des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch in der jeweils geltenden Fassung 
vom Gemeinsamen Bundesausschuss erlas-
senen Richtlinien bestimmten Stellen sind öf-
fentliche Stellen im Sinne des § 5 Absatz 1 
des Datenschutzgesetzes Nordrhein-West-
falen vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244, 
ber. S. 278 und S. 404) in der jeweils gelten-
den Fassung, oder eine unter ärztlicher oder 
zahnärztlicher Leitung stehende Stelle. 
 
(12) Eine Transportverschlüsselung (Punkt 
zu Punkt Verschlüsselung) ist eine für jede 
Datenübermittlung erfolgende, dem Stand 
der Technik entsprechende vorübergehende 
Verschlüsselung von Daten, in die während 
der Übermittlung keine Möglichkeit der Ein-
sichtnahme gegeben sein darf. 
 
(13) Eine Zielverschlüsselung (Ende zu 
Ende Verschlüsselung) ist eine dem Stand 
der Technik entsprechende Verschlüsselung 
von Daten, die nur von einer bestimmten 
Stelle (Ziel) zurückgenommen werden kann. 
Dabei können die verschlüsselten Daten 
mehrfach übertragen und auch von anderen 
Stellen temporär zwischengespeichert wer-
den. 
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(14) Ein Identitäts-Chiffrat ist eine aus Buch-
staben und Ziffern oder eine aus Buchstaben 
oder Ziffern bestehende Zeichenkette, die 
durch Verschlüsselung aus Identitätsdaten 
gemäß Absatz 4 Nummer 1 bis 5 so gebildet 
wird, dass diese Daten nicht mehr erkennbar 
sind und ihre Wiedergewinnung nach dem 
Stand der Technik ohne den dazugehörigen 
Schlüssel ausgeschlossen ist. 
 
(15) Kryptogramme sind aus Buchstaben 
und Ziffern bestehende Zeichenketten, die 
auf der ersten Stufe des Pseudonymisie-
rungsprozesses aus Identitätsdaten gemäß 
Absatz 4 Nummer 1 bis 5 so gebildet werden, 
dass diese Daten nicht mehr erkennbar sind 
und ihre Wiedergewinnung aus dem Krypto-
gramm allein nach dem Stand der Technik 
ausgeschlossen ist. 
 
(16) Kontrollnummern werden auf der zwei-
ten Stufe des Pseudonymisierungsprozes-
ses aus Kryptogrammen mit kryptographi-
schen Verfahren in der Weise generiert, 
dass die Kryptogramme nicht mehr erkenn-
bar sind und ihre Wiedergewinnung ohne 
den dazu gehörenden Schlüssel nach dem 
Stand der Technik ausgeschlossen ist. 
 
(17) Pseudonyme sind aus Buchstaben und 
Ziffern bestehende Zeichenketten, die durch 
Verschlüsselung der Referenznummern so-
wie Transaktionsnummern nach § 2 Absatz 
7 Nummer 3 und 4 so gebildet werden, dass 
diese Nummern nicht mehr erkennbar sind 
und ihre Wiedergewinnung nach dem Stand 
der Technik ohne den dazugehörigen 
Schlüssel ausgeschlossen ist. 
 
(18) Kostenträger sind die Krankenkassen 
und Ersatzkassen, die Deutsche Rentenver-
sicherung Knappschaft-Bahn-See, die Sozi-
alversicherung für Landwirtschaft, Forsten 
und Gartenbau sowie die Unternehmen der 
privaten Krankenversicherung, die Beihilfe-
träger auf Bundes-, Landes- und kommuna-
ler Ebene und andere vergleichbare Einrich-
tungen, die sich zur Kostentragung gemäß 
§ 65c Absatz 3 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch verpflichtet haben. 
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(19) Nächste Angehörige sind 
 
1.  die Ehegattin, der Ehegatte, die einge-

tragene Lebenspartnerin, der eingetra-
gene Lebenspartner oder die Person, 
mit der die betroffene Person im Zeit-
punkt ihres Todes in eheähnlicher Ge-
meinschaft gelebt hat und die Abkömm-
linge der betroffenen Person oder 

2.  die Eltern der betroffenen Person, so-
fern Personen nach Nummer 1 nicht 
vorhanden oder nicht erreichbar sind. 

 
(20) Synonymfehler entstehen durch 
Vergabe von mehr als einer Registernummer 
an eine Person, wodurch diese unter mehr 
als einer Identität im Landeskrebsregis-
ter gespeichert ist. Homonymfehler entste-
hen durch die Vergabe nur einer Register-
nummer zu mehreren Personen. 
 
(21) Löschung ist das endgültige Unkennt-
lichmachen gespeicherter Daten ohne die 
Möglichkeit einer Wiederherstellung. 
 
(22) Death Certificate Only – Fälle (DCO-
Fälle) sind Fälle, zu denen allein die Todes-
fallmeldung beim Landeskrebsregister vor-
liegt. 
 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 
 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 

aa)  Die Nummern 3 und 4 werden 
durch die folgende Nummer 3 
ersetzt: 

 
„3. Landesauswertungsstelle 

und“. 
 
bb) Nummer 5 wird Nummer 4.  
 
 
 
 
 
 

 § 3 
Registerführung 

 
(1) Zum Zwecke der Registerführung werden 
im Landeskrebsregister folgende Stellen ein-
gerichtet: 
 
1.  Datenannahmestelle, 
2.  Kontrollnummernstelle, 
 
 
 
 
3.  Datenvalidierungs- und -speicherstelle, 
4.  Datenauswertungsstelle und 
 
5.  Geschäftsstelle. 
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 

aa)  In den Nummern 3, 5 und 6 
werden jeweils die Wörter „Da-
tenvalidierungs- und -speicher-
stelle“ durch das Wort „Lan-
desauswertungsstelle“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
bb)  Nummer 8 wird aufgehoben. 
 
cc)  Die Nummern 9 und 10 werden 

die Nummern 8 und 9. 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Die Datenannahmestelle 
 
1.  vergibt im Rahmen der von ihr durchge-

führten Melderverwaltung eine dauer-
hafte eindeutige Identifizierungsnum-
mer für jede meldepflichtige Person, 

2.  nimmt die dem Landeskrebsregister 
übermittelten Daten entgegen, 

3.  prüft, ob die Daten gemäß § 2 Absatz 4, 
Absatz 7 und § 12 Absatz 5 vollständig 
übermittelt wurden und fordert die mel-
depflichtige Person im Falle einer un-
vollständigen Meldung der Daten zur Er-
gänzung, auf Ersuchen der Datenvali-
dierungs- und -speicherstelle bei Wider-
sprüchen und Unklarheiten der Daten 
gemäß § 2 Absatz 5, 6 und 8 zur Klar-
stellung auf, 

4.  nimmt die Abrechnung der Krebsregis-
terpauschalen und der Erstattungsbe-
träge der Meldevergütungen mit den 
Kostenträgern sowie die Abrechnung 
der Meldevergütungen mit den melde-
pflichtigen Personen vor, 

5.  nimmt für den Zweck der Abrechnung 
Kontakt mit der Datenvalidierungs- und 
-speicherstelle auf, um anhand der Mel-
dedaten die Abrechnung der Krebsre-
gisterpauschale sowie die jeweilige Mel-
devergütung festzulegen, 

6.  nimmt für den Zweck der Abrechnung 
unverschlüsselte Daten nach § 2 Absatz 
5 Nummer 5 von der Datenvalidierungs- 
und -speicherstelle entgegen und leitet 
Daten nach § 2 Absatz 4, Absatz 5 Num-
mer 5 und Absatz 7 Nummer 2 sowie 
§ 12 Absatz 5 an den Kostenträger wei-
ter, 

7.  wandelt Identitätsdaten in Identitäts-
Chiffrate und Kryptogramme um (erste 
Stufe der Verschlüsselung), 

8.  wandelt Transaktionsnummern sowie 
Referenznummern in Pseudonyme um, 

9.  verwahrt die für die Ver- und Entschlüs-
selung von Identitäts-Chiffraten benötig-
ten Schlüssel, verschlüsselt oder ent-
schlüsselt die Identitäts-Chiffrate zur Er-
füllung der in § 10 Absatz 1 beschriebe-
nen Aufgaben und verwahrt die für die 
Rückführung von Kontrollnummern auf 
Kryptogramme sowie für die Ver- und 
Entschlüsselung von Pseudonymen 
verwendeten Schlüssel, 
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dd)  Nummer 11 wird Nummer 10 

und es werden jeweils die Wör-
ter „Datenvalidierungs- und  
-speicherstelle“ durch das Wort 
„Landesauswertungsstelle“ er-
setzt. 

ee)  Die Nummern 12 bis 17 wer-
den die Nummern 11 bis 16. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

c)  In Absatz 3 Satz 1 und 2 werden je-
weils die Wörter „Datenvalidie-
rungs- und -speicherstelle“ durch 
das Wort „Landesauswertungs-
stelle“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

10.  nimmt Anträge auf Erteilung personen-
bezogener Auskünfte aus dem Landes-
krebsregister entgegen und erteilt sol-
che Auskünfte, 

11.  leitet die Kryptogramme nach § 2 Ab-
satz 15 über die Kontrollnummernstelle 
an die Datenvalidierungs- und -spei-
cherstelle und alle sonstigen Daten di-
rekt an die Datenvalidierungs- und  
-speicherstelle weiter, 

12.  speichert die melderbezogenen Daten 
für Verwaltungszwecke dauerhaft, 

13.  nimmt Anträge von meldepflichtigen 
Personen gemäß § 12 Absatz 6 entge-
gen und übermittelt die entsprechenden 
Verlaufsdatensätze an diese Personen 
unter Berücksichtigung von § 9 Absatz 
2 Satz 4, 

14.  nimmt gemäß § 16 übermittelte Kontroll-
nummern sowie die Daten gemäß § 16 
Absatz 2 entgegen, führt die Kontroll-
nummern auf Kryptogramme zurück 
und leitet sie an die Kontrollnum-
mernstelle weiter, 

15.  nimmt Daten gemäß § 17 entgegen, 
16.  übermittelt Daten an andere Krebsregis-

ter gemäß § 18 und nimmt solche Daten 
entgegen und 

17.  nimmt Daten externer Kohorten zum 
Zwecke von pseudonymisierten Abglei-
chen im Rahmen von Forschungsvorha-
ben nach § 23 entgegen. 

 
(3) Die Kontrollnummernstelle wandelt die ihr 
von der Datenannahmestelle übermittelten 
Kryptogramme in Kontrollnummern um 
(zweite Stufe der Verschlüsselung) und leitet 
diese an die Datenvalidierungs- und -spei-
cherstelle weiter. Für den Datenaustausch 
mit anderen Registern gemäß § 18 nimmt sie 
von der Datenvalidierungs- und -speicher-
stelle Kontrollnummern entgegen, führt sie 
auf Kryptogramme zurück und leitet diese 
mit den anderen Daten an die Datenannah-
mestelle weiter. 
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d)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 

„(4) Die Landesauswertungsstelle 
 
1. prüft, ob die ihr übermittelten 

Daten nach § 2 Absatz 5, 6 und 
8 plausibel und vollständig sind 
und veranlasst bei Unklarhei-
ten eine Klarstellung der mel-
depflichtigen Personen über 
die Datenannahmestelle, 

2.  prüft anhand der Kontrollnum-
mer sowie der Daten nach § 2 
Absatz 5, 6 und 8, ob die über-
mittelten Daten einer Person 
zuzuordnen sind, zu der be-
reits Daten im Landeskrebsre-
gister gespeichert sind (Ver-
knüpfung von Daten) und be-
müht sich anhand der epidemi-
ologischen und klinischen Da-
ten um eine eindeutige Zuord-
nung, 

3.  ersucht die Datenannahme-
stelle um die Klärung von Dop-
pelverdachtsfällen in den Fäl-
len des § 11 Absatz 1 bis 3, 

4.  prüft gemäß § 16, ob Intervall-
karzinome vorliegen, 

5.  führt pseudonymisierte Abglei-
che mit externen Kohorten und 
mit Daten der Früherkennung 
insbesondere zum Mortalitäts-
abgleich durch, 

6.  speichert die Daten dauerhaft, 
7.  wertet die im Landeskrebsre-

gister gespeicherten Daten ins-
besondere zu den in § 1 Absatz 
1 und 3 genannten Zwecken 
fortlaufend aus, 

8.  veröffentlicht die Auswertun-
gen mindestens einmal jährlich 
in allgemeinverständlicher und 
aggregierter Form, 

9.  stellt Einrichtungen der inter-
disziplinären und sektorüber-
greifenden Qualitätssicherung 
in regelmäßigen Abständen 
Datenauswertungen zur Verfü-
gung, 

 
 
 

 
 
(4) Die Datenvalidierungs- und -speicher-
stelle 
 
1.  prüft, ob die ihr übermittelten Daten 

nach § 2 Absatz 5, 6 und 8 plausibel und 
vollständig sind und veranlasst bei Un-
klarheiten eine Klarstellung der melde-
pflichtigen Personen über die Datenan-
nahmestelle, 

2.  prüft anhand der Kontrollnummer sowie 
der Daten nach § 2 Absatz 5, 6 und 8, 
ob die übermittelten Daten einer Person 
zuzuordnen sind, zu der bereits Daten 
im Landeskrebsregister gespeichert 
sind (Verknüpfung von Daten) und be-
müht sich anhand der epidemiologi-
schen und klinischen Daten um eine 
eindeutige Zuordnung, 

3.  ersucht die Datenannahmestelle um die 
Klärung von Doppelverdachtsfällen in 
den Fällen des § 11 Absatz 1 bis 3, 

4.  stellt die Daten der Datenauswertungs-
stelle fortlaufend zur Verfügung, 

5.  prüft gemäß § 16, ob Intervallkarzinome 
vorliegen, 

6.  führt pseudonymisierte Abgleiche mit 
externen Kohorten und mit Daten der 
Früherkennung insbesondere zum Mor-
talitätsabgleich durch und 

7.  speichert die Daten dauerhaft. 
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10.  stellt den meldepflichtigen Per-
sonen und Einrichtungen re-
gelmäßig und auf Anforderung 
zum Abgleich von Therapieer-
gebnissen mit den Ergebnis-
sen der insgesamt in Nord-
rhein-Westfalen behandelten 
Patientinnen und Patienten 
nach Tumorentitäten aggre-
gierte anonymisierte Auswer-
tungen zur Verfügung, 

11.  ist für den Geltungsbereich die-
ses Gesetzes die Auswer-
tungsstelle der klinischen 
Krebsregistrierung im Sinne 
des § 65c Absatz 7 Satz 1 des 
Fünften Buches Sozialgesetz-
buch, 

12.  übermittelt jährlich an das 
Zentrum für Krebsregisterda-
ten zur Erfüllung seiner Aufga-
ben nach § 2 des Bundes-
krebsregisterdatengesetzes zu 
allen bis zum Ende eines Ka-
lenderjahres erfassten Erkran-
kungsfällen von Personen, die 
ihren Wohnort in dem Erfas-
sungsgebiet des Krebsregis-
ters haben, Daten nach Maß-
gabe des § 5 des Bundes-
krebsregisterdatengesetzes  
oder einer Rechtsverordnung 
nach § 5 Absatz 6 des Bundes-
krebsregisterdatengesetzes,  

13.  stellt sicher, dass die Daten 
nach § 5 des Bundeskrebsre-
gisterdatengesetzes flächen-
deckend und vollzählig erho-
ben, nach Prüfung auf Mehr-
fachmeldungen bereinigt und 
vollständig in einem einheitli-
chen Format übermittelt wer-
den und 

14.  nimmt von dem beim Robert 
Koch-Institut eingerichteten 
Zentrum für Krebsregisterda-
ten die geprüften Daten und 
das Prüfergebnis gemäß § 6 
Absatz 2 Nummer 1 und § 7 
Absatz 1 des Bundeskrebsre-
gisterdatengesetzes entge-
gen.“ 
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e) Absatz 5 wird aufgehoben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
f)  Absatz 6 wird Absatz 5. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(5) Die Datenauswertungsstelle 
 
1.  wertet die im Landeskrebsregister ge-

speicherten Daten insbesondere zu den 
in § 1 Absatz 1 und 3 genannten Zwe-
cken fortlaufend aus, 

2.  veröffentlicht die Auswertungen mindes-
tens einmal jährlich in allgemeinver-
ständlicher und aggregierter Form, 

3.  stellt Einrichtungen der interdisziplinä-
ren und sektorübergreifenden Qualitäts-
sicherung in regelmäßigen Abständen 
Datenauswertungen zur Verfügung, 

4.  stellt den meldepflichtigen Personen 
und Einrichtungen regelmäßig und auf 
Anforderung zum Abgleich von Thera-
pieergebnissen mit den Ergebnissen 
der insgesamt in Nordrhein-Westfalen 
behandelten Patientinnen und Patien-
ten nach Tumorentitäten aggregierte 
anonymisierte Auswertungen zur Verfü-
gung, 

5.  ist für den Geltungsbereich dieses Ge-
setzes die Auswertungsstelle der klini-
schen Krebsregistrierung im Sinne des 
§ 65c Absatz 7 Satz 1 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch und 

6.  übermittelt über die Kontrollnum-
mernstelle und die Datenannahmestelle 
einmal jährlich die Daten gemäß § 3 Ab-
satz 1 des Bundeskrebsregisterdaten-
gesetzes nach einheitlichem Format an 
das beim Robert Koch-Institut eingerich-
tete Zentrum für Krebsregisterdaten. 

 
(6) Die Geschäftsstelle führt die laufenden 
Geschäfte des Krebsregisters und ist An-
sprechpartnerin für alle Fragen zu Angele-
genheiten des Landeskrebsregisters. Sie hat 
den notwendigen regionalen Ansatz im 
Sinne des § 65c Fünften Buches Sozialge-
setzbuch im Rahmen ihrer Organisations-
strukturen und bei der Aufgabenwahrneh-
mung des Registers zu berücksichtigen. Sie 
entscheidet zudem über die Anträge gemäß 
§§ 23 und 24. Ist im Übrigen keiner anderen 
Registerstelle durch ausdrückliche Anord-
nung eine Aufgabe zugewiesen, nimmt die 
Geschäftsstelle sie in eigener Zuständigkeit 
wahr. 
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g) Absatz 7 wird Absatz 6 und wie folgt 
geändert: 

 
aa)  In Satz 1 werden die Wörter 

„haben die Datenvalidierungs- 
und -speicherstelle sowie die 
Datenauswertungsstelle“ 
durch die Wörter „hat die Lan-
desauswertungsstelle“ ersetzt. 

bb)  In Satz 2 werden die Wörter 
„Datenvalidierungs- und -spei-
cherstelle“ durch das Wort 
„Landesauswertungsstelle“ er-
setzt. 

 

(7) Zugriff auf die im Landeskrebsregister für 
die Aufgabenerfüllung gemäß § 1 dauerhaft 
gespeicherten Daten haben die Datenvali-
dierungs- und -speicherstelle sowie die Da-
tenauswertungsstelle. Die Datenannahme-
stelle hat Zugriff auf Identitätsdaten im Klar-
text und Zugriff auf ihr von der Datenvalidie-
rungs- und -speicherstelle im Einzelfall zur 
Verfügung gestellte Daten des Landeskrebs-
registers für die Abrechnung der Meldever-
gütung sowie der Krebsregisterpauschale 
und den Fall der Rückverfolgung sowie zur 
Datenübermittlung an andere Krebsregister, 
Auskunfts- und Löschungsanträge sowie bei 
Anträgen nach § 24. Das Zugriffsrecht be-
steht so lange, bis der jeweils verfolgte 
Zweck erreicht ist. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.  In § 4 Absatz 1 Satz 4 werden die Wör-

ter „Datenvalidierungs- und -speicher-
stelle“ durch das Wort „Landesauswer-
tungsstelle“ ersetzt. 

 

 § 4 
Beleihung, Finanzierung 

 
(1) Das für das Gesundheitswesen zustän-
dige Ministerium wird ermächtigt, einer juris-
tischen Person des Privatrechts die in § 1 ge-
nannten Aufgaben zu übertragen. Die belie-
hene Person untersteht der Rechtsaufsicht 
des für das Gesundheitswesen zuständigen 
Ministeriums. Einer beliehenen Person kön-
nen die Aufgaben mehrerer Stellen gemäß 
§ 3 Absatz 1 übertragen werden. Die Aufga-
ben der Datenannahmestelle, der Datenvali-
dierungs- und -speicherstelle und der Kon-
trollnummernstelle können nur dann von der-
selben beliehenen Person wahrgenommen 
werden, wenn die Stellen voneinander orga-
nisatorisch und personell getrennt sind. 
 
(2) Die Aufgaben der Kontrollnummernstelle 
werden der Kassenärztlichen Vereinigung 
Westfalen-Lippe zugewiesen. Die durch die 
Aufgabenerfüllung entstehenden erforderli-
chen und angemessenen Kosten werden ihr 
vom Landeskrebsregister erstattet. 
 
(3) Eine Beleihung erfolgt durch im Ministeri-
alblatt für das Land Nordrhein-Westfalen zu 
veröffentlichenden Verwaltungsakt. Sie darf 
nur erfolgen, wenn die zu beleihende Person 
die Gewähr für die ordnungsgemäße Erfül-
lung der Aufgaben bietet. Die Voraussetzung 
des Satzes 2 ist erfüllt, wenn an der zu belei-
henden Person ausschließlich das Land be-
teiligt ist. Ein Anspruch auf Beleihung 
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besteht nicht. Eine Beleihung kann jederzeit 
widerrufen werden. Die beliehene Person ist, 
soweit sie aufgrund der Beleihung tätig wird, 
Behörde. Klagen sind gegen die beliehene 
Person zu richten. 
 
(4) Im Wirtschaftsplan und in der Jahresrech-
nung des Landeskrebsregisters ist zwischen 
der klinischen Krebsregistrierung nach § 65c 
Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch und der epidemiologischen Krebsre-
gistrierung zu unterscheiden. Die klinische 
Krebsregistrierung wird durch Krebsregister-
pauschalen nach § 65c Absatz 4 Satz 2 bis 
4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, Er-
stattungsbeträge für Meldevergütungen im 
Sinne des § 65c Absatz 6 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch, Gebühren, Spenden 
und Zuschüsse finanziert. Die epidemiologi-
sche Krebsregistrierung wird durch Gebüh-
ren, Spenden und Zuschüsse finanziert. So-
weit dem Land Ansprüche auf Krebsregister-
pauschalen oder Erstattungsbeträge für Mel-
devergütungen zustehen, macht das Lan-
deskrebsregister sie im Namen des Landes 
geltend. Die vereinnahmten Mittel sind 
dem Landeskrebsregister zu belassen. 
 

6.  Die §§ 6 bis 8 werden durch die folgen-
den §§ 6 bis 8a ersetzt: 

 
„§ 6 

Beirat 
 
(1) Dem Beirat gemäß § 1 Absatz 6 ge-
hören mindestens neun und höchstens 
20 natürliche Personen an, die über die 
erforderliche Sach- und Fachkunde ver-
fügen. Das für das Gesundheitswesen 
zuständige Ministerium bestellt die Mit-
glieder und für jedes Mitglied eine Ver-
tretung unter Berücksichtigung des § 12 
Absatz 1 des Landesgleichstellungsge-
setzes vom 9. November 1999 (GV. 
NRW. S. 590), das zuletzt durch Artikel 
16 des Gesetzes vom 1. Februar 2022 
(GV. NRW. S. 122) geändert worden ist. 
Die Mitglieder des Beirates üben ihre 
Tätigkeit ehrenamtlich aus. Eine mehr-
malige Berufung ist zulässig. 
 
(2) Die Amtsdauer des Beirats beginnt 
mit der konstituierenden Sitzung und 

  
 
 

§ 6 
Beirat 

 
(1) Dem Beirat gemäß § 1 Absatz 6 gehören 
mindestens neun und höchstens 22 natürli-
che Personen an, die über die erforderliche 
Sach- und Fachkunde verfügen. Das für das 
Gesundheitswesen zuständige Ministerium 
beruft die Mitglieder und für jedes Mitglied 
eine Vertretung unter Berücksichtigung des 
§ 12 Absatz 1 des Landesgleichstellungsge-
setzes vom 9. November 1999 (GV. NRW. 
S. 590), welches zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 16. September 2014 (GV. 
NRW. S. 547) geändert worden ist. Berufen 
werden kann nur, wer von 
 
1.  den Landesverbänden und Landesver-

tretungen der Krankenkassen, der Deut-
schen Rentenversicherung Knapp-
schaft-Bahn-See, der Sozialversiche-
rung für Landwirtschaft, Forsten und 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/5351 

 
 

19 

beträgt fünf Jahre. Scheidet ein Mitglied 
vorzeitig aus, so wird für den Rest sei-
ner Amtszeit eine Nachfolge berufen. 
Nach Ablauf der Amtsdauer bleiben die 
Mitglieder bis zur konstituierenden Sit-
zung eines neuen Beirats im Amt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gartenbau sowie dem Landesaus-
schuss des Verbandes der Privaten 
Krankenversicherung, 

2.  den Ärztekammern und Zahnärztekam-
mern, 

3.  den Kassenärztlichen und Kassenzahn-
ärztlichen Vereinigungen, 

4.  den Betroffenenverbänden, 
5.  der Krankenhausgesellschaft Nord-

rhein-Westfalen, 
6.  der Krebsgesellschaft Nordrhein-West-

falen, 
7.  der Deutschen Krebshilfe, 
8.  der oder dem Landesbeauftragten für 

Datenschutz und Informationsfreiheit  
oder 

9.  der oder dem Beauftragten der Landes-
regierung für Patientinnen und Patien-
ten vorgeschlagen worden ist. 

 
Die Organisationen nach Nummer 1 bis 4 
müssen ihr Vorschlagsrecht jeweils einver-
nehmlich ausüben. Gibt eine von ihnen kein 
Votum ab, genügt das Einvernehmen der 
Übrigen. 
 
(2) Betroffenenverbände im Sinne des Ab-
satzes 1 Satz 3 Nummer 4 sind Organisatio-
nen, die 
 
1.  nach ihrer Satzung nicht nur vorüberge-

hend im Geltungsbereich dieses Geset-
zes die Belange krebskranker Men-
schen oder der Selbsthilfe für krebs-
kranke Menschen vertreten, 

2. in ihrer inneren Ordnung demokrati-
schen Grundsätzen entsprechen, 

3.  gemeinnützige Zwecke verfolgen und 
4.  die Gewähr für eine sachgerechte Auf-

gabenerfüllung bieten. Dabei sind Art 
und Umfang der bisherigen Tätigkeiten, 
der Mitgliederkreis, die Leistungsfähig-
keit und die Unabhängigkeit von ande-
ren Interessengruppen zu berücksichti-
gen. Die in Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 
bis 3 und 5 bis 9 genannten Organisati-
onen sind keine Betroffenenverbände. 

 
(3) Bei Beschlüssen und Beratungen soll der 
Beirat Einstimmigkeit anstreben. Wenn dies 
nicht möglich ist, entscheidet die einfache 
Mehrheit. Bei der Umsetzung der Be-
schlüsse haben der Beirat und das für das 
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§ 7 
Aufgaben des Beirates 

 
(1) Der Beirat berät das Landeskrebsre-
gister bei der Wahrnehmung seiner Auf-
gaben nach diesem Gesetz fachlich. 
Der Beirat hat folgende Aufgaben: 
 
1.  Maßnahmen zur besseren Errei-

chung der in § 1 genannten Ziele 
aus Sicht der Interessensvertrete-
rinnen und Interessensvertreter 
vorzuschlagen, 

2.  die Zusammenarbeit des Landes-
krebsregisters mit den Akteuren 
des Gesundheitswesens, insbe-
sondere der Selbsthilfe, den melde-
pflichtigen Einrichtungen, den mel-
depflichtigen niedergelassenen 
Ärztinnen und Ärzten, den 

Gesundheitswesen zuständige Ministerium 
Einvernehmen anzustreben. 
 
(4) Der Beirat gibt sich für die laufende Be-
nennungsperiode eine Geschäftsordnung, 
die insbesondere regeln soll, wann der Beirat 
beschlussfähig ist und ob bei Beschlüssen 
Enthaltungen möglich sein sollen. Die Ge-
schäftsordnung soll zudem die Möglichkeit 
eines Wechsels im Vorsitz vorsehen. Die 
Mitglieder des Beirates üben ihre Tätigkeit 
ehrenamtlich aus. Eine mehrmalige Beru-
fung ist zulässig. 
 
 
(5) Die Amtsdauer des Beirats beginnt mit 
der konstituierenden Sitzung und beträgt fünf 
Jahre. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so 
wird für den Rest seiner Amtszeit eine Nach-
folge berufen. Nach Ablauf der Amtsdauer 
bleiben die Mitglieder bis zur konstituieren-
den Sitzung eines neuen Beirats im Amt. 
 
(6) Sitzungen des Beirates finden mindes-
tens einmal jährlich in der Geschäftsstelle 
statt. Mit beratender Stimme können an den 
Sitzungen Beauftragte des Landeskrebsre-
gisters und des für das Gesundheitswesen 
zuständigen Ministeriums teilnehmen. Mit 
Zustimmung des Beirates können an den Sit-
zungen mit beratender Stimme weitere 
Gäste teilnehmen. 
 

§ 7 
Aufgaben des Beirates 

 
Der Beirat hat insbesondere die Aufgaben, 
 
1.  Maßnahmen zur besseren Erreichung 

der in § 1 genannten Zwecke vorzu-
schlagen, 

2.  Personen und Institutionen vorzuschla-
gen, welche die Arbeit des Landes-
krebsregisters evaluieren, 

3.  Stellung zu nehmen zur Zusammenar-
beit des Landeskrebsregisters mit mel-
depflichtigen Personen und der einrich-
tungsübergreifenden Qualitätssiche-
rung im Sinne des § 137a des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch zu einem 
nach Nummer 2 erstellten Evaluierungs-
bericht, zu der Projekt-, Investitions- und 
Personalplanung 
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onkologischen Zentren und den 
Verbänden der Krankenkassen zu 
befördern und die Verankerung des 
Landeskrebsregisters im Gesund-
heitswesen und in der Öffentlichkeit 
zu unterstützen, 

3.  bei der Gewinnung von Melderin-
nen und Meldern, insbesondere im 
ambulanten Bereich, mitzuwirken 
und diesbezügliche Maßnahmen 
vorzuschlagen, 

4.  fachliche Impulse zur Datenaus-
wertung zu setzen, insbesondere 
mit Blick auf die öffentlich zugängli-
che Berichterstattung des Landes-
krebsregisters, Auswertungen für 
die Melderinnen und Melder sowie 
die Darstellung der Versorgungs-
qualität im Gesundheitswesen auch 
im Sinne des §137a des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch, 

5.  Personen und Institutionen vorzu-
schlagen, welche die Arbeit des 
Landeskrebsregisters evaluieren, 
Fragestellungen der Evaluation zu 
entwickeln und Stellung zum er-
stellten Evaluierungsbericht zu 
nehmen und 

6.  Initiativen zu formulieren sowie Vor-
schläge zu den Aufgaben des 
Fachausschusses nach § 8 Ab-
satz 2 abzugeben.  

 
(2) Der Beirat kann Beratungsthemen 
an den Wissenschaftlichen Fachaus-
schuss nach § 8 herantragen. Näheres 
wird in einer Geschäftsordnung gere-
gelt, die sich der Beirat für eine Benen-
nungsperiode nach § 6 Absatz 2 gibt. 
 

§ 8 
Wissenschaftlicher Fachausschuss 

 
(1) Dem Fachausschuss gehören min-
destens fünf und höchstens zehn natür-
liche Personen an, die über die erforder-
liche Sach- und Fachkunde verfügen. 
Die Mitglieder des Fachausschusses 
üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 
Eine mehrmalige Berufung ist zulässig. 
Das für das Gesundheitswesen zustän-
dige Ministerium beruft die Mitglieder 
unter Berücksichtigung des § 12 

des Landeskrebsregisters, insbeson-
dere zu Wirtschaftsplänen, Jahresab-
schlüssen und Lageplänen einschließ-
lich eines dazugehörigen Prüfberichts, 

4.  das Landeskrebsregister bei der An-
passung des Programms nach § 15 Ab-
satz 1 Satz 1 an neue technische Gege-
benheiten zu beraten und zu unterstüt-
zen, 

5.  über Anträge auf Überlassung von 
im Landeskrebsregister gespeicherten 
Daten nach den § 23 Absatz 2 und § 24 
zu beraten und Empfehlungen darüber 
abzugeben, ob den Anträgen entspro-
chen werden soll und 

6. Initiativen zu formulieren sowie Vor-
schläge und Stellungnahmen zu den 
Aufgaben des Fachausschusses nach 
§ 8 Absatz 2 abzugeben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 8 
Wissenschaftlicher Fachausschuss 

 
(1) Dem Fachausschuss gehören mindes-
tens fünf und höchstens zehn natürliche Per-
sonen an, die über die erforderliche Sach- 
und Fachkunde verfügen. Das für das Ge-
sundheitswesen zuständige Ministerium be-
ruft die Mitglieder unter Berücksichtigung 
des § 12 Absatz 1 des Landesgleichstel-
lungsgesetzes. Berufen werden können nur 
Vertreterinnen und Vertreter 
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Absatz 1 des Landesgleichstellungsge-
setzes. Berufen werden können nur 
Vertreterinnen und Vertreter 
 
1.  aus Wissenschaft und Forschung, 
2. der Einrichtungen der onkologi-

schen Qualitätssicherung, 
3.  des Gesundheitswesens, 
4.  aus anderen Krebsregistern der 

Länder und 
5.  der Interessensvertretungen der 

Patientinnen und Patienten. 
 
(2) Der Fachausschuss hat insbeson-
dere die Aufgaben, 
 
1.  das Landeskrebsregister in der 

Wissenschaft zu verankern, 
2.  innovative Konzepte der Datenge-

winnung und -auswertung zu entwi-
ckeln, 

3.  Vorschläge für die Durchführung 
onkologischer Forschungsvorha-
ben zu machen und 

4.  über Anträge auf Überlassung von 
im Landeskrebsregister gespei-
cherten Daten nach § 23 Absatz 2 
und § 24 zu beraten und Empfeh-
lungen darüber abzugeben, ob den 
Anträgen entsprochen werden soll. 

 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Amtsdauer des Fachausschus-
ses beginnt mit der konstituierenden Sit-
zung und beträgt fünf Jahre. Scheidet 
ein Mitglied vorzeitig aus, wird für den 
Rest seiner Amtszeit eine Nachfolge be-
rufen. Nach Ablauf der Amtsdauer blei-
ben die Mitglieder bis zur konstituieren-
den Sitzung eines neuen Fachaus-
schusses im Amt. 
 
(4) Näheres wird in einer Geschäftsord-
nung geregelt, die sich der Fachaus-
schuss für eine Benennungsperiode 
nach Absatz 3 gibt. 
 

1.  aus Wissenschaft und Forschung, 
2.  der Einrichtungen der onkologischen 

Qualitätssicherung und 
3.  des Öffentlichen Gesundheitsdienstes. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Fachausschuss hat insbesondere die 
Aufgaben, 
 
1.  das Landeskrebsregister in der Wissen-

schaft zu verankern, 
2.  innovative Konzepte der Datengewin-

nung und -auswertung zu entwickeln, 
3.  Vorschläge für die Durchführung onko-

logischer Forschungsvorhaben zu ma-
chen und 

4.  über Anträge auf Überlassung von 
im Landeskrebsregister gespeicherten 
Daten nach den § 23 Absatz 2 und § 24 
zu beraten und Empfehlungen darüber 
abzugeben, ob den Anträgen entspro-
chen werden soll. 

 
(3) Der Fachausschuss gibt sich eine Ge-
schäftsordnung, die insbesondere regelt, 
wann der Fachausschuss beschlussfähig ist, 
und die Möglichkeit vorsieht, dass der Vor-
sitz wechselt. Die Mitglieder des Fachaus-
schusses üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich 
aus. Eine mehrmalige Berufung ist zulässig. 
 
(4) Die Amtsdauer des Fachausschusses 
beginnt mit der konstituierenden Sitzung und 
beträgt fünf Jahre. Scheidet ein Mitglied vor-
zeitig aus, so wird für den Rest seiner Amts-
zeit eine Nachfolge berufen. Nach Ablauf der 
Amtsdauer bleiben die Mitglieder bis zur kon-
stituierenden Sitzung eines neuen Fachaus-
schusses im Amt. 
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§ 8a 
Aufsichtsrat 

 
(1) Werden einer Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung gemäß § 4 Absatz 1 
Aufgaben im Rahmen einer Beleihung 
übertragen, soll dort ein Aufsichtsrat ge-
bildet werden.  
 
(2) Dem Aufsichtsrat sollen insbeson-
dere die folgenden Aufgaben übertra-
gen werden: 
 
1.  die Beratung der Geschäftsführung 

unter Zweckmäßigkeitsaspekten 
und die Überwachung hinsichtlich 
Ordnungsmäßigkeit, Rechtmäßig-
keit und Wirtschaftlichkeit unter Be-
rücksichtigung der Zuständigkeiten 
nach § 65c des Fünften Buches So-
zialgesetzbuch, 

2.  die Entwicklung von Richtlinien für 
die Tätigkeit der Gesellschaft, ins-
besondere über gesundheitspoliti-
sche Zielsetzungen, 

3.  die Beschlussfassung über eine 
Beteiligung des Landeskrebsregis-
ters an größeren oder strategi-
schen oder politisch relevanten 
Forschungsprojekten und 

4.  die Beratung der Geschäftsführung 
zur strategischen Weiterentwick-
lung des Landeskrebsregisters.“ 

 

(5) Sitzungen des Fachausschusses finden 
mindestens einmal im Jahr in der Geschäfts-
stelle statt. Mit beratender Stimme können 
an den Sitzungen Beauftragte des Landes-
krebsregisters und des für das Gesundheits-
wesen zuständigen Ministeriums sowie Mit-
glieder des Beirats teilnehmen. Mit Zustim-
mung der Mitglieder des Fachausschusses 
können an den Sitzungen weitere Personen 
als Gäste teilnehmen. 
 

7.  § 9 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 

 § 9 
Technische und organisatorische  

Maßnahmen 
 
(1) Die mit der Registerführung gemäß § 3 
Absatz 1 betrauten Stellen haben die techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen 
zu treffen, die erforderlich sind, um die 
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a) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wör-
ter „Datenvalidierungs- und -spei-
cherstelle“ durch das Wort „Lan-
desauswertungsstelle“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b)  In Absatz 3 Satz 3 werden die Wör-

ter „Datenvalidierungs- und -spei-
cherstelle“ durch das Wort „Lan-
desauswertungsstelle“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c) In Absatz 4 Satz 2 und 4 werden je-

weils die Wörter „Datenvalidie-
rungs- und -speicherstelle“ durch 
das Wort „Landesauswertungs-
stelle“ ersetzt. 

Ausführung der Vorschriften dieses Geset-
zes, insbesondere die in der Anlage zu die-
sem Gesetz genannten Anforderungen, zu 
gewährleisten. 
 
(2) Daten, die der Datenannahmestelle über-
mittelt werden, werden noch auf der Daten-
verarbeitungsanlage der übermittelnden 
Person mit einer Zielverschlüsselung verse-
hen. Für Daten gemäß § 2 Absatz 4, Absatz 
7 und § 12 Absatz 5 wird eine Zielverschlüs-
selung gewählt, die nur auf der Datenverar-
beitungsanlage der Datenannahmestelle zu-
rückgenommen werden kann. Für Daten ge-
mäß § 2 Absatz 5, 6 und 8 wird eine Zielver-
schlüsselung gewählt, die nur auf der Daten-
verarbeitungsanlage der Datenvalidierungs- 
und -speicherstelle zurückgenommen wer-
den kann. Für die Übermittlung von Verlaufs-
datensätzen an die meldepflichtige Person 
gemäß § 12 Absatz 6 wird der Verlaufsda-
tensatz in zielverschlüsselter Form an die 
meldepflichtige Person übermittelt, so dass 
er nur von dieser entschlüsselt werden kann. 
 
(3) Daten nach § 2 Absatz 5 und Absatz 8 
dürfen zum Zweck der epidemiologischen 
Krebsregistrierung, Daten nach § 2 Absatz 6 
und Absatz 8 zur klinischen Krebsregistrie-
rung gespeichert werden. Daten, die durch 
Auswertung der gespeicherten Daten ermit-
telt werden, dürfen ebenfalls gespeichert 
werden. Identitätsdaten dürfen in der Daten-
validierungs- und -speicherstelle nur in Form 
von Identitäts-Chiffraten und Kontrollnum-
mern gespeichert werden. Abweichend hier-
von dürfen das Geschlecht, der Monat und 
das Jahr der Geburt sowie der Tag, der Mo-
nat und das Jahr der Tumordiagnose und 
des Todes, die Todesursachen sowie der 
Ort, in dem die betroffene Person ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
(Postleitzahl und Ort) hat oder hatte, im Klar-
text gespeichert werden. 
 
(4) Daten, die dieselbe Person betreffen, 
dürfen miteinander verknüpft werden. Ob 
Daten dieselbe Person betreffen, wird in der 
Datenvalidierungs- und -speicherstelle an-
hand der Kontrollnummern, der Daten nach 
§ 2 Absatz 5, 6, und 8 und in der Datenan-
nahmestelle anhand des Identitäts-Chiffrats 
ermittelt. Ergeben sich bei der Verknüpfung 
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Widersprüche zwischen einzelnen Daten, 
dürfen Daten, die weniger zuverlässig sind 
als andere, gelöscht werden (Ermittlung der 
besten Information). Bei Widersprüchen und 
Unklarheiten sind die meldenden Personen 
verpflichtet, der Datenannahmestelle die zur 
Aufklärung des Sachverhalts erforderlichen 
und zuvor von der Datenvalidierungs- und  
-speicherstelle angeforderten Auskünfte zu 
erteilen. Die in Satz 4 genannten Personen 
und Stellen dürfen zur Identifizierung der be-
troffenen Person nur die Daten nach § 2 Ab-
satz 4 sowie die meldestellenbezogene Re-
ferenznummer und die Transaktionsnummer 
verwenden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
8.  In § 11 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 

1 und Absatz 3 werden jeweils die Wör-
ter „Datenvalidierungs- und -speicher-
stelle“ durch das Wort „Landesauswer-
tungsstelle“ ersetzt. 

 

 § 11 
Doppelverdachtsfälle 

 
(1) Besteht aufgrund konkreter Anhalts-
punkte der Verdacht auf einen Synonym-  
oder Homonymfehler, kann die Datenannah-
mestelle, sofern der Verdacht auf andere 
Weise nicht ausgeräumt werden kann, auf 
Ersuchen der Datenvalidierungs- und -spei-
cherstelle die zu den betroffenen Register-
nummern gehörenden Identitäts-Chiffrate 
entschlüsseln. Konkrete Anhaltspunkte im 
Sinne des Satzes 1 liegen insbesondere vor, 
wenn in mehreren Datensätzen identische 
Daten gespeichert sind und die sonstigen in 
ihnen gespeicherten medizinischen Daten 
solche Ähnlichkeiten aufweisen, dass nach 
den Erfahrungen der Krebsregistrierung in 
Nordrhein-Westfalen eine hohe Wahrschein-
lichkeit für eine Personenidentität besteht. 
Konkrete Anhaltspunkte im Sinne des Sat-
zes 1 liegen auch dann vor, wenn in einem 
Datensatz andersartige, verschiedene Daten 
gespeichert sind und die sonstigen in ihnen 
gespeicherten Daten solche Unterschiede 
aufweisen, dass nach den Erfahrungen der 
Krebsregistrierung in Nordrhein-Westfalen 
eine hohe Wahrscheinlichkeit für eine Perso-
nenmehrheit besteht. 
 
(2) Soweit eine eindeutige Feststellung auf 
anderem Wege nicht möglich ist, sind die 
meldenden Personen zur Aufklärung des 
Sachverhalts verpflichtet, der Datenannah-
mestelle die von der Datenvalidierungs- und 
-speicherstelle angeforderten Auskünfte zu 
erteilen. Dabei dürfen zur Identifizierung der 
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betroffenen Person nur die Daten nach § 2 
Absatz 4 sowie die meldestellenbezogene 
Referenznummer und die Transaktionsnum-
mer verwendet werden. 
 
(3) Lässt sich mit Hilfe der in Absatz 1 und 2 
genannten Verfahren der Doppelverdachts-
fall nicht klären, ist die Datenannahmestelle 
nach Aufforderung durch die Datenvalidie-
rungs- und -speicherstelle berechtigt, bei der 
zuständigen Meldebehörde Melderegister-
auskünfte anzufordern und anzunehmen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 12 
Meldepflichtige Personen 

 
(1) Meldepflichtig sind Ärztinnen und Ärzte 
sowie Zahnärztinnen und Zahnärzte. 
 
(2) Meldepflichtige Personen, die Krebser-
krankungen ärztlich behandeln, sind ver-
pflichtet, zu jedem Krebserkrankungsfall die 
Identitätsdaten, die meldungsbezogenen 
Daten sowie die medizinischen Daten und 
sterbefallbezogene Daten, soweit bekannt, 
aufzuzeichnen und zusammen mit den An-
gaben nach Absatz 5 zu melden. 
 
(3) Ist die Untersuchung oder ärztliche Be-
handlung in einer ärztlichen oder zahnärztli-
chen Berufsausübungsgemeinschaft, einem 
Medizinischen Versorgungszentrum, von ei-
ner angestellten Ärztin oder einem angestell-
ten Arzt, in einem Krankenhaus im Sinne des 
§ 107 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
oder einer ähnlichen Einrichtung erfolgt, tref-
fen die Pflichten des Absatzes 2 die Person, 
die kraft Gesetzes oder aufgrund des Gesell-
schaftsvertrages oder eines ähnlichen Ver-
trages allein oder gemeinsam mit anderen 
zur Vertretung des Trägers der Einrichtung 
berechtigt ist, beim Medizinischen Versor-
gungszentrum die ärztliche Leiterin oder den 
ärztlichen Leiter (ärztliche Leitung) und beim 
angestellten Arzt den anstellenden Arzt oder 
die anstellende Ärztin beziehungsweise die 
anstellende Berufsausübungsgemeinschaft. 
Dies gilt auch, wenn der Träger seinen Sitz 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge-
setzes hat. Die nach Satz 1 meldepflichtige 
Person muss alle in der Einrichtung erhobe-
nen Daten melden, auch wenn in der Einrich-
tung unterschiedliche Ärztinnen, Ärzte, 
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9. In § 12 Absatz 6 Satz 1 wird das Wort 

„einzelnen“ gestrichen. 
 

Zahnärztinnen oder Zahnärzte die Untersu-
chung oder Behandlung ausgeführt und hier-
bei unterschiedliche Daten erhoben haben. 
 
(4) Absatz 3 gilt nicht, wenn der Behand-
lungsvertrag mit einzelnen Ärztinnen, Ärzten, 
Zahnärztinnen oder Zahnärzten geschlos-
sen worden ist. Sind nach Absatz 3 Satz 1 
mehrere Personen zur Meldung verpflichtet, 
so besteht, sobald eine Person die Melde-
pflicht hinsichtlich eines meldepflichtigen 
Sachverhaltes erfüllt hat, für die übrigen 
dazu keine Meldepflicht mehr. Durch geeig-
nete innerbetriebliche Organisation in der 
Einrichtung gemäß Absatz 3 soll sicherge-
stellt werden, dass doppelte Meldungen 
möglichst ausgeschlossen sind. 
 
(5) Melderbezogene Daten sind Name, An-
schrift, Institutionskennzeichen, Betriebs-
stättennummer, Telefonnummer, Identifizie-
rungsnummer gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 
1 und Bankverbindung der meldepflichtigen 
Person, in deren Namen die Meldung abge-
geben wird. Ist eine natürliche Person im 
Sinne des Absatz 1 oder 4 Satz 1 melde-
pflichtig, sind dies auch Vorname, akademi-
scher Grad, Fachrichtung und bei einer Ärz-
tin oder einem Arzt die bundeseinheitliche 
Arztnummer, bei einer Zahnärztin oder ei-
nem Zahnarzt gegebenenfalls die Abrech-
nungsnummer, soweit sie die Zuordnung zu 
einer meldepflichtigen Person ermöglicht. 
 
(6) Meldepflichtige Personen können über 
die Datenannahmestelle beantragen, dass 
ihnen Verlaufsdatensätze zu einzelnen von 
ihnen behandelten Personen zur Verfügung 
gestellt werden. Ein Antrag kann gestellt 
werden, sobald eine Meldung der melde-
pflichtigen Person zur behandelten Person 
beim Landeskrebsregister vorliegt. Im An-
trag der meldepflichtigen Person ist die mel-
destellenbezogene Referenznummer ge-
mäß § 2 Absatz 7 Nummer 3 anzugeben. 
Eine Übermittlung von Verlaufsdatensätzen 
unterbleibt, wenn die Betroffenen von ihrem 
Widerspruchsrecht gemäß § 13 Gebrauch 
gemacht haben. Die Auskunft muss einen 
deutlichen Hinweis darauf enthalten, dass 
sie nicht alleinige Grundlage individueller 
Therapieentscheidungen sein darf. 
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10. § 13 wird wie folgt geändert: 
 
 
 

a) Dem Absatz 1 werden die folgen-
den Sätze angefügt: 

 
 „Der Widerspruch kann jederzeit 

durch die betroffene Person zu-
rückgenommen werden. Die 
Rechte nach § 19 Absatz 1 bleiben 
von einem Widerspruch unberührt.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 13 
Informationsrecht, Widerspruchsrecht 

 
(1) Die betroffene Patientin oder der be-
troffene Patient kann der dauerhaften Spei-
cherung ihres oder seines Identitäts-Chiffrats 
im Landeskrebsregister jederzeit widerspre-
chen. 
 
 
 
 
 
(2) Die meldepflichtige Person im Sinne des 
§ 12 ist verpflichtet, betroffene Patientinnen 
und Patienten umfassend und in verständli-
cher Form vor der Abgabe der Meldung über 
die Meldung, die ihnen zustehenden Rechte 
gemäß Absatz 1 und insbesondere über die 
Rechte der meldepflichtigen Personen ge-
mäß § 12 Absatz 6 zu informieren. Die mel-
depflichtige Person hat darüber zu informie-
ren, dass die Betroffenen der Verarbeitung 
der nach § 2 Absatz 16 verschlüsselten Da-
ten nicht widersprechen können, sondern le-
diglich der Speicherung des Identitäts-
Chiffrats gemäß § 2 Absatz 14, das die Rück-
führung auf ihre Identitätsdaten ermöglicht. 
Kann die Meldefrist gemäß § 15 Absatz 1 bei 
Durchführung der Information vor Meldung 
nicht gewahrt werden, ist die meldepflichtige 
Person verpflichtet, diese zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt nachzuholen. Satz 1 und 2 
gelten für diese nachgeholte Information ent-
sprechend. Die Pflichten nach Satz 1 und 2 
können ausschließlich auf entsprechend 
qualifiziertes nichtärztliches Personal über-
tragen werden. 
 
(3) Die betroffene Patientin oder der be-
troffene Patient soll auch im Fall der Betreu-
ung selbst informiert werden, soweit sie oder 
er aufgrund des Entwicklungsstandes und 
der Verständnismöglichkeiten in der Lage ist, 
die Erläuterungen aufzunehmen. 
 
(4) Für die Information der betroffenen Pati-
entinnen und Patienten erstellt das Landes-
krebsregister ein Merkblatt über den Zweck 
der Krebsregistrierung und die Einzelheiten 
der Datenverarbeitung sowie der Möglichkei-
ten der Auswertung, das den betroffenen Pa-
tientinnen und Patienten im Rahmen der 
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b) In Absatz 4 Satz 1 wird der Punkt 

am Ende durch die Wörter „,sofern 
nicht früher bereits erfolgt.“ ersetzt. 

 

Information nach Absatz 2 und 3 von der 
meldepflichtigen Person auszuhändigen ist. 
Auf Wunsch der betroffenen Patientinnen 
und Patienten ist dabei auch ein Ausdruck 
der zu übermittelnden Daten auszuhändi-
gen. Die Aushändigung des Merkblattes er-
setzt die Information der Betroffenen nach 
Absatz 2 und 3 nicht. Das Merkblatt soll bar-
rierefrei und in mehreren Sprachen zugäng-
lich sein. 
 
(5) Die Information und Aushändigung des 
Merkblatts dürfen nur dann unterbleiben, 
wenn und solange die hohe Wahrscheinlich-
keit besteht, dass die Kenntnis der Krebser-
krankung dem Wohl der betroffenen Person 
zuwiderlaufen würde und die Gefahr besteht, 
dass dieser dadurch gesundheitliche Nach-
teile entstehen. 
 

 
 
 
11. § 14 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 1 wird das Wort 
„Tumordiagnose“ durch die 
Wörter „Diagnose einer Krebs-
erkrankung“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 werden die Wör-
ter „, die Unterbrechung“ ge-
strichen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 14 
Meldepflichtige Ereignisse 

 
(1) Zu melden sind 
 
 
 
1.  eine neue gesicherte Tumordiagnose, 
 
 
 
2.  der Beginn, die Unterbrechung und die 

Beendigung einer Tumortherapie- oder 
palliativen Therapie, die Beendigung ei-
ner palliativen Therapie jedoch nur 
dann, wenn sie nicht zeitgleich mit dem 
Tode erfolgt, 

3.  eine Veränderung des Erkrankungssta-
tus, insbesondere das Auftreten von 
Metastasen oder Rezidiven, 

4.  eine unauffällige Nachsorgeuntersu-
chung, wenn die Durchführung der Un-
tersuchung nach den Erkenntnissen der 
medizinischen Wissenschaft geboten 
war und 

5.  der Tod der betroffenen Person, ein-
schließlich der Todesursachen, auch 
wenn die Krebserkrankung nicht die To-
desursache ist. 
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b)  Die Sätze 2 und 3 werden durch fol-
genden Satz ersetzt:  

 
 „Für nicht-melanotische Hautkrebs-

arten mit günstiger Prognose gilt 
Satz 1 Nummer 2 und 4 nicht.“ 

 

Eine Unterbrechung (Satz 1 Nummer 2) liegt 
auch vor, wenn seit dem letzten Behand-
lungstermin drei Monate vergangen sind und 
die betroffene Person trotz dringender Emp-
fehlung keinen neuen Behandlungstermin 
vereinbart hat. Für nicht-melanotische Haut-
krebsarten und ihre Frühstadien gilt Satz 1 
Nummer 2 und 4 nicht. 
 
(2) Die Meldepflicht besteht in jedem Fall, 
insbesondere auch dann, wenn 
1.  die meldepflichtige Person keinen un-

mittelbaren Kontakt mit der betroffenen 
Person hat, 

2.  die betroffene Person im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes weder ihren 
Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt hat oder hatte, 

3.  das Untersuchungsergebnis von einer 
Ärztin, einem Arzt, einer Zahnärztin o-
der einem Zahnarzt außerhalb des Gel-
tungsbereichs dieses Gesetzes festge-
stellt wurde, 

4.  die Krebserkrankung erstmals bei einer 
Autopsie festgestellt wurde oder 

5.  das Landeskrebsregister keinen An-
spruch auf die Krebsregisterpauschale 
oder auf einen Ersatz für die Meldever-
gütung hat. 

 
12. § 15 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Erfüllung der Meldepflicht 

 
(1) Die Meldepflicht kann nur durch elektro-
nische Übermittlung der Daten an die Daten-
annahmestelle mittels eines vom Landes-
krebsregister unentgeltlich zur Verfügung 
gestellten Programms oder anderer 
vom Landeskrebsregister anerkannter Soft-
waremodule erfüllt werden. Die Meldung 
muss bei der Datenannahmestelle innerhalb 
von sechs Wochen seit dem Zeitpunkt, an 
dem der meldepflichtigen Person der melde-
pflichtige Sachverhalt bekannt geworden ist, 
eingehen. Innerhalb von sechs Wochen 
nach Eingang sind die Meldungen vom Lan-
deskrebsregister zu erfassen, zu bearbeiten 
und zu validieren. Alle Meldungen müssen 
die Identitätsdaten sowie melder- und mel-
dungsbezogenen Daten enthalten, darüber 
hinaus Meldungen nach § 14 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 bis 4 medizinische Daten, Mel-
dungen nach § 14 Absatz 1 Satz 1 
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a)  Absatz 1 Satz 6 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Vollständig ist eine Meldung, die 

alle Daten einer Patientin oder ei-
nes Patienten nach § 2 Absatz 4 bis 
8 enthält, die gemäß § 65c Absatz 
1 Satz 3 des Fünften Buches Sozi-
algesetzbuch auf der Grundlage 
des bundesweit einheitlichen Da-
tensatzes der Arbeitsgemeinschaft 
Deutscher Tumorzentren und der 
Gesellschaft der epidemiologi-
schen Krebsregister in Deutschland 
zur Basisdokumentation für Tumo-
rerkrankungen und ihn ergänzen-
der Module flächendeckend und 
möglichst vollzählig zu erheben 
sind und der meldepflichtigen Per-
son zum jeweiligen Meldezeitpunkt 
bekannt sind oder bei Einhaltung 
der ärztlichen Sorgfalt bekannt sein 
müssen.“ 

 
 
 
 
b) In Absatz 2 werden die Wörter „Da-

tenvalidierungs- und -speicher-
stelle“ durch das Wort „Landesaus-
wertungsstelle“ ersetzt. 

 

Nummer 5 sterbefallbezogene Daten. Die 
Meldepflicht ist erfüllt, sobald die melde-
pflichtige Person eine vollständige Meldung 
übermittelt hat. Vollständig ist eine Meldung, 
die alle zu meldenden Daten enthält, die der 
meldepflichtigen Person zum jeweiligen Mel-
dezeitpunkt bekannt sind oder bei Einhaltung 
der ärztlichen Sorgfalt bekannt sein müssen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Ist eine Meldung hinsichtlich der Daten 
nach § 2 Absatz 4 und 7 und § 12 Absatz 5 
unvollständig oder unklar, kann die Datenan-
nahmestelle aus eigener Initiative oder nach 
Aufforderung durch die Datenvalidierungs- 
und -speicherstelle bei Unvollständigkeit  
oder Unklarheit hinsichtlich der Daten nach 
§ 2 Absatz 5, 6 und 8 die meldepflichtige Per-
son zu Berichtigung oder Klarstellung auffor-
dern und dafür die Daten nach § 2 Absatz 4 
sowie die meldestellenbezogene Referenz-
nummer und Transaktionsnummer verwen-
den. 
 
(3) Stammt die Meldung von einer Person, 
die keinen unmittelbaren Kontakt mit der be-
troffenen Person hat, und erhält das Landes-
krebsregister von der Person, die unmittel-
baren Kontakt mit der betroffenen Person 
hat, innerhalb von acht Wochen keine Mel-
dung, darf sie sie zur Abgabe einer Meldung 
auffordern, wenn sie nach § 12 meldepflich-
tig ist. Zur Identifizierung der betroffenen 
Person dürfen in der Aufforderung neben 
medizinischen Daten nur das Geschlecht der 
betroffenen Person, Monat und Jahr ihrer 
Geburt sowie Monat und Jahr der Tumordi-
agnose verwendet werden. Ist eine Meldung 
unvollständig oder unklar, gelten die Sätze 1 
und 2 entsprechend mit der Maßgabe, dass 
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die Datenannahmestelle die Person, welche 
die Meldung abgegeben hat, zur Ergänzung, 
Berichtigung oder Klarstellung auffordert und 
dass zur Identifizierung der betroffenen Per-
son auch die meldestellenbezogene Refe-
renznummer sowie die Transaktionsnummer 
verwendet werden dürfen. 
 
(4) Wird von der behandelnden Person die 
Durchführung erforderlicher diagnostischer 
oder therapeutischer Leistungen durch eine 
andere Person gemäß § 12 Absatz 1 im 
Wege einer Überweisung veranlasst, sind, 
sofern die Ausführung des Überweisungs-
auftrags eine eigene Meldepflicht nach § 12 
Absatz 2 zur Folge haben kann, der den 
Überweisungsauftrag ausführenden Person 
die Daten nach § 2 Absatz 4 Nummer 1 bis 5 
und Absatz 7 Nummer 5 und 6 mitzuteilen. 
 

13.  § 16 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 16 
Krebsfrüherkennungsprogramme 

 
(1) Die in den auf Grundlage des § 25a Ab-
satz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
in der jeweils geltenden Fassung ergange-
nen Richtlinien für die Einladung zu Früher-
kennungsuntersuchungen bestimmte zu-
ständige Stelle ist berechtigt, die zum Zwe-
cke der Einladung benötigten personenbezo-
genen Daten von den Personen, die auf-
grund ihres Alters und ihres Geschlechts An-
spruch auf eine Krebsfrüherkennungsunter-
suchung haben, bei den Meldebehörden zu 
erheben, zu verarbeiten und zu speichern. 
Das Verfahren der regelmäßigen Datenüber-
mittlung durch die Meldebehörden nach dem 
Meldegesetz NRW in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. September 1997 
(GV. NRW. S. 332, ber. S. 386) in der jeweils 
geltenden Fassung und der dazu ergange-
nen Verordnung bleibt unberührt. Eine Da-
tenübermittlung unterbleibt, wenn im Melde-
register eine Auskunftssperre eingetragen 
ist. 
 
(2) Für jede Person, die an einer Früherken-
nungsuntersuchung im Rahmen eines orga-
nisierten Programmes im Sinne des § 25a 
Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch in der jeweils geltenden Fassung teil-
genommen hat, werden der Datenannahme-
stelle von der durch die Richtlinien des 
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a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„Datenvalidierungs- und -spei-
cherstelle“ durch das Wort 
„Landesauswertungsstelle“ er-
setzt. 

 
 
 
 
 
 
 
bb) Satz 2 wird aufgehoben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gemeinsamen Bundesausschusses gemäß 
§ 25a Absatz 2 Satz 1 und Satz 4 in Verbin-
dung mit § 92 Absatz 5 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch in der jeweils geltenden 
Fassung bestimmten Stelle und, soweit und 
solange noch keine solchen Stellen be-
stimmt sind, von den Zentralen Stellen bei 
den Kassenärztlichen Vereinigungen Nord-
rhein und Westfalen-Lippe die in den Richtli-
nien vorgesehenen Früherkennungsuntersu-
chungsdaten zur systematischen Erfassung, 
Überwachung und Verbesserung der Quali-
tät organisierter Krebsfrüherkennungspro-
gramme übermittelt. Dieser Übermittlung 
kann nicht widersprochen werden. 
 
 
 
(3) Die Datenvalidierungs- und -speicher-
stelle führt nach Beendigung des Ablaufes 
gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 14 und nach-
dem sie die umgewandelten Kontrollnum-
mern von der Kontrollnummernstelle nach 
§ 3 Absatz 4 erhalten hat, einen pseudony-
misierten Abgleich von Daten der Früherken-
nungsprogramme sowie der Mortalitätsdaten 
und den im Landeskrebsregister gespei-
cherten Daten durch, um zu prüfen, ob Inter-
vallkarzinome aufgetreten sind und um die 
Auswirkungen der Krebsfrüherkennung auf 
die krebsbedingte Mortalität zu prüfen. So-
weit die betroffene Person nicht schriftlich 
gemäß § 25a Absatz 4 Satz 6 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch widersprochen 
hat, können die Daten darüber hinaus mit an-
deren personenbezogenen Daten der Kran-
kenkassen, insbesondere Befunddaten und 
Daten über die Inanspruchnahme von Krebs-
früherkennungsuntersuchungen sowie Da-
ten, die nach § 299 des Fünften Buches So-
zialgesetzbuch zum Zwecke der Qualitätssi-
cherung an eine vom Gemeinsamen Bun-
desausschuss bestimmte Stelle übermittelt 
werden, abgeglichen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/5351 

 
 

34 

b) Absatz 4 wird durch die folgenden 
Absätze 4 und 5 ersetzt: 

 
 „(4) Soweit die betroffene Person 

nicht schriftlich oder elektronisch 
gemäß § 25a Absatz 4 Satz 6 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
widersprochen hat, können Daten 
des Landeskrebsregisters mit Da-
ten, die nach § 299 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch zum Zwe-
cke der Qualitätssicherung an eine 
vom Gemeinsamen Bundesaus-
schuss bestimmte Stelle übermittelt 
werden, abgeglichen werden. Die 
Daten, die für diesen Abgleich ver-
wendet werden, werden durch den 
Gemeinsamen Bundesausschuss 
in den Richtlinien gemäß § 25a Ab-
satz 2 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch festgelegt. Das Lan-
deskrebsregister übermittelt die 
festgelegten Daten nach dem erst-
maligen Übermittlungszeitpunkt 
nach § 25a Absatz 4 Satz 9 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
und danach regelmäßig zusammen 
mit dem aus dem unveränderbaren 
Teil der Krankenversichertennum-
mer abgeleiteten Pseudonym an 
die Vertrauensstelle nach § 299 Ab-
satz 2 Satz 5 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch. 

 
 (5) Sind Intervallkarzinome aufge-

treten, übermittelt die Landesaus-
wertungsstelle der Stelle, die durch 
Richtlinien des Gemeinsamen Bun-
desausschusses gemäß § 25a Ab-
satz 2 Satz 4 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch in der jeweils gel-
tenden Fassung für zuständig hin-
sichtlich der Evaluierung des Früh-
erkennungsprogrammes bestimmt 
worden ist, für jedes Intervallkarzi-
nom die in den jeweils gültigen 
Richtlinien des Gemeinsamen Bun-
desausschusses genannten Da-
ten.“ 

 
 
 
 

 
 
 
(4) Sind Intervallkarzinome aufgetreten, 
übermittelt die Datenauswertungsstelle der 
Stelle, die durch Richtlinien des Gemeinsa-
men Bundesausschusses gemäß § 25a Ab-
satz 2 Satz 4 des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch in der jeweils geltenden Fassung 
für zuständig hinsichtlich der Evaluierung 
des Früherkennungsprogrammes bestimmt 
worden ist, für jedes Intervallkarzinom 
 
1.  die im Rahmen der Früherkennungsun-

tersuchungen jeweils für die Dauer des 
Krebsregisterabgleichs vergebene 
Kommunikationsnummer, 

2.  die Bezeichnungen der Untersuchungs-
einheiten, in denen die Früherken-
nungsuntersuchungen stattfanden, 

3.  den Monat und das Jahr der Tumordiag-
nose, 

4.  die Tumordiagnose (Topographie ein-
schließlich Haupt-, Neben- und Seiten-
lokalisation, Morphologie einschließlich 
des histopathologischen Grads der Tu-
morausbreitung sowie tumorspezifische 
Prognosemarker) im Klartext und nach 
dem ICD-Schlüssel, 

5.  das Stadium der Erkrankung, insbeson-
dere die Klassifizierung des Stadiums 
zur Darstellung der Größe und des Me-
tastasierungsgrades des Tumors (TNM-
Klassifikation), 

6.  die Namen und Anschriften der Perso-
nen, die die Tumordiagnose gemeldet 
haben und 

7.  die meldestellenbezogene Referenz-
nummer. 
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14. § 18 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a)  Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird wie 
folgt gefasst: 

 
„2. an das gemäß § 1 Absatz 1 des 

Bundeskrebsregisterdatenge-
setzes geführte Zentrum für 
Krebsregisterdaten Daten 
nach Maßgabe des § 5 des 
Bundeskrebsregisterdatenge-
setzes zu allen bis zum Ende 
eines Kalenderjahres erfassten 
Erkrankungsfällen von Perso-
nen, die ihren Wohnort im 

 § 18 
Andere Krebsregister 

 
(1) Zur Vervollständigung und Berichtigung 
von Daten sowie zur Verknüpfung von Da-
ten, die dieselbe Person betreffen, insbeson-
dere um Aussagen über Überlebenswahr-
scheinlichkeiten sowie das Auftreten von 
Spätfolgen, Rezidiven und Zweittumoren zu 
ermöglichen, übermittelt die Datenannahme-
stelle 
 
1.  mindestens zweimal jährlich im März 

und im September aus dem Landes-
krebsregister Datensätze solcher Per-
sonen, die 

 
a)  innerhalb Nordrhein-Westfalens 

ärztlich behandelt werden oder wur-
den und die im sonstigen Bundes-
gebiet ihren Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben oder 
hatten, an das epidemiologische 
und das klinische Krebsregister, zu 
deren Einzugsbereich der Wohnsitz 
oder Ort des gewöhnlichen Aufent-
halts gehört oder 

b)  innerhalb Nordrhein-Westfalens ih-
ren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben oder hatten und 
die im sonstigen Bundesgebiet ärzt-
lich behandelt werden oder wurden, 
an das epidemiologische und das 
klinische Krebsregister, zu deren 
Einzugsbereich der Ort der Be-
handlung gehört, 

 
sofern diese Register im Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes geführt wer-
den, 
 
 
 

2.  an das gemäß § 1 Absatz 1 des Bun-
deskrebsregisterdatengesetzes einge-
richtete Zentrum für Krebsregisterdaten 
nach Maßgabe der §§ 3 und 4 spätes-
tens bis 31. Dezember des übernächs-
ten Jahres zu allen bis Ende des Jahres 
erfassten Datensätzen zu Krebsneuer-
krankungen. 

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/5351 

 
 

36 

Erfassungsgebiet des Landes-
krebsregisters haben.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wör-
ter „Datenvalidierungs- und -spei-
cherstelle“ durch das Wort „Lan-
desauswertungsstelle“ ersetzt. 

 
c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Von den in den Absätzen 1 und 2 

genannten Stellen nimmt die Da-
tenannahmestelle Datensätze, 
auch Meldungen nach § 7 des Bun-
deskrebsregisterdatengesetzes, 
entgegen.“ 

 

Bei jeder Datenübermittlung wird zu dem 
übermittelten Datensatz vermerkt, an wel-
chem Tag, in welchem Monat, in welchem 
Jahr und an welches andere Register eine 
Übermittlung erfolgt ist. 
 
(2) Mit dem Ziel der gegenseitigen Datener-
gänzung zur Erhöhung der Vollzähligkeit und 
Vollständigkeit übermittelt die Datenannah-
mestelle alle drei Jahre die Daten nach § 2 
Absatz 5 sowie die dazugehörigen, dafür ge-
bildeten Kontrollnummern aller Patientinnen 
und Patienten, bei denen vor Erreichen des 
vollendeten achtzehnten Lebensjahres erst-
mals Neuerkrankungen nach § 14 Absatz 
Nummer 1 aufgetreten sind, an das Deut-
sche Kinderkrebsregister am Institut für Me-
dizinische Biometrie, Epidemiologie und In-
formatik der Universitätsmedizin Mainz. Die 
Datenannahmestelle darf von dem Kinder-
krebsregister zwecks Überprüfung, zu wel-
chen Personen Daten im Kinderkrebsregis-
ter gespeichert sind, Kontrollnummern ent-
gegennehmen, sie auf Kryptogramme zu-
rückführen und diese zur Umschlüsselung 
an die Kontrollnummernstelle weiterleiten mit 
dem Ziel, sie mit den im Landeskrebsregis-
ter gespeicherten Kontrollnummern in der 
Datenvalidierungs- und -speicherstelle ab-
gleichen zu können. 
 
 
 
 
 
 
(3) Von den in Absatz 1 und 2 genannten 
Stellen nimmt die Datenannahmestelle Da-
tensätze, auch Meldungen nach § 6 Absatz 1 
des Bundeskrebsregisterdatengesetzes, 
entgegen, sofern die betroffene Person im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes behandelt 
wird, behandelt wurde oder ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt hat oder hatte. 
Für die Verarbeitung der entgegengenom-
menen Daten gelten dieselben Bestimmun-
gen wie für von dem Landeskrebsregister 
angelegte Datensätze. 
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15.  § 19 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

 „(1) Die Datenannahmestelle erteilt 
neben der nach Artikel 15 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 des Euro-
päischen Parlaments und des Ra-
tes vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verar-
beitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) 
(Abl. L 119 vom 4.5.2016, S.1; 
L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 
vom 23.5.2018, S. 2; L 74 vom 
4.3.2021, S. 35) zu erteilenden 
Auskunft auf Antrag Auskunft dar-
über, welche allgemeinen techni-
schen Bedingungen für die Verar-
beitung maßgebend sind. Die Aus-
kunftserteilung erfolgt durch Über-
sendung der unverschlüsselten Da-
ten, die verständlich sind und ins-
besondere keine Abkürzungen ent-
halten. Die Auskunft muss einen 
deutlichen Hinweis darauf enthal-
ten, dass sie nicht alleinige Grund-
lage individueller Therapieentschei-
dungen sein darf.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 19 
Personenbezogene Auskunft 

 
 
(1) Die Datenannahmestelle erteilt auf An-
trag Auskunft darüber, ob und welche Daten 
zu einer volljährigen Person im Landes-
krebsregister gespeichert sind (personenbe-
zogene Auskunft), welchem Zweck die Ver-
arbeitung dient, auf welcher Rechtsgrund-
lage eine Verarbeitung stattgefunden hat 
und welche allgemeinen technischen Bedin-
gungen hierfür maßgebend gewesen sind. 
Die Auskunftserteilung erfolgt durch Über-
sendung einer Zusammenfassung der un-
verschlüsselten Daten, die verständlich ist 
und insbesondere keine Abkürzungen ent-
hält. Die Auskunft muss einen deutlichen 
Hinweis darauf enthalten, dass sie nicht al-
leinige Grundlage individueller Therapieent-
scheidungen sein darf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Antrag kann nur von der betroffenen 
Person selbst, auch wenn sie geschäftsunfä-
hig ist oder von der Person, die kraft Geset-
zes oder Rechtsgeschäfts zu ihrer Vertre-
tung berechtigt ist oder im Todesfall der be-
troffenen Person von jedem nächsten Ange-
hörigen gestellt werden. 
 
(3) Der Antrag ist schriftlich oder elektronisch 
an das Landeskrebsregister zu stellen. In 
dem Auskunftsantrag sind die Angaben nach 
§ 2 Absatz 4 Nummer 5, die derzeitigen und 
früheren Vor- und Familiennamen, Tag, Mo-
nat und Jahr der Geburt, der Geburtsort so-
wie die derzeitigen und früheren Anschriften 
der betroffenen Person anzugeben. Beste-
hen an der Identität der antragstellenden 
Person Zweifel, kann das Landeskrebsregis-
ter zusätzliche Informationen zur Bestäti-
gung der Identität nachfordern. 
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b) In Absatz 4 werden die Wörter „Da-
tenvalidierungs- und -speicher-
stelle“ durch das Wort „Landesaus-
wertungsstelle“ ersetzt. 

 

(4) Die Datenannahmestelle veranlasst die 
Bildung von Kontrollnummern auf der Basis 
der im Auskunftsantrag angegebenen Daten 
und fordert von der Datenvalidierungs- und  
-speicherstelle die zu diesen Kontrollnum-
mern gespeicherten Daten an und erteilt die 
Auskunft schriftlich oder in einem gängigen 
Format elektronisch. 
 

16. § 21 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 

a)  In Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird 
das Wort „Datenspeicherstelle“ 
durch das Wort „Landesauswer-
tungsstelle“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wör-

ter „Datenvalidierungs- und -spei-
cherstelle“ durch das Wort „Lan-
desauswertungsstelle“ ersetzt. 

 

 § 21 
Löschung 

 
(1) Identitäts-Chiffrate sind unverzüglich zu 
löschen, wenn 
 
1. seit dem Tode der betroffenen Person 

zehn Jahre vergangen sind, 
2.  seit der Geburt der betroffenen Person 

130 Jahre vergangen sind und der Da-
tenspeicherstelle nicht bekannt ist, ob 
die betroffene Person noch lebt, 

3.  bekannt wird, dass der Bildung eines 
Identitäts-Chiffrats widersprochen 
wurde, oder 

4.  die Löschung gegenüber der Datenan-
nahmestelle schriftlich beantragt wird. 

 
Im Falle des Satzes 1 Nummer 4 ist der An-
trag von der betroffenen Person selbst zu 
stellen. Im Fall der Betreuung kann der An-
trag von der Betreuerin oder dem Betreuer 
nur gestellt werden, soweit der ausdrückliche 
oder mutmaßliche Wille der betroffenen Per-
son nicht entgegensteht. 
 
(2) § 19 Absatz 3 ist entsprechend anzuwen-
den. Die Datenannahmestelle veranlasst die 
Bildung von Kontrollnummern auf der Basis 
der im Löschungsantrag angegebenen Da-
ten und fordert die Datenvalidierungs- und  
-speicherstelle zur Löschung des dazuge-
hörenden Identitäts-Chiffrats auf. Sie infor-
miert die antragstellende Person hierüber 
und weist sie darauf hin, dass ein neuer Lö-
schungsantrag erforderlich ist, wenn in der 
Zukunft aufgrund neuer Meldungen erneut 
ein Identitäts-Chiffrat gebildet wird. Sind Da-
ten bereits an ein anderes Krebsregister 
übermittelt worden, teilt sie der antragstellen-
den Person die Anschrift dieses Registers 
mit und weist sie darauf hin, dass eine Lö-
schung dort gespeicherter Daten nur durch 
das jeweilige Register erfolgen kann und 
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hierfür das für das jeweilige Register gel-
tende Recht maßgeblich ist. Anschließend 
vernichtet die Datenannahmestelle den Lö-
schungsantrag und die Daten, die durch den 
geführten Schriftwechsel entstanden sind. 
 
(3) Die Löschung anderer Daten als des 
Identitäts-Chiffrats kann nicht verlangt wer-
den. 
 

17. § 23 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 23 
Allgemeine Auskünfte, Auskünfte für 

Forschungsvorhaben und zur Gesund-
heitsberichterstattung 

 
(1) Auf Antrag kann das Landeskrebsregis-
ter Dritten gespeicherte Daten für For-
schungsvorhaben und zur Gesundheitsbe-
richterstattung zur Verfügung stellen. Rück-
schlüsse auf betroffene Personen in den 
übermittelten Daten müssen ausgeschlos-
sen sein. Von Satz 2 kann nur abgewichen 
werden, wenn an der wissenschaftlichen Un-
tersuchung der zu übermittelnden Daten ein 
öffentliches Interesse besteht und geeignete 
Garantien für die Rechtsgüter der betroffe-
nen Personen vorgesehen werden. Solche 
Garantien können in einer so zeitnah wie 
möglich erfolgenden Anonymisierung der 
personenbezogenen Daten, in Vorkehrun-
gen gegen ihre unbefugte Kenntnisnahme 
durch Dritte oder in ihrer räumlich und orga-
nisatorisch von den sonstigen Fachaufgaben 
getrennten Verarbeitung bestehen. Der An-
trag ist, insbesondere zu Zweck, Umfang 
und Dauer der Nutzung der Daten, zu be-
gründen. Das Landeskrebsregister darf nur 
jene Daten zur Verfügung stellen, für die die 
antragstellende Person glaubhaft macht, 
dass sie in unmittelbarem Zusammenhang 
mit dem berechtigten, insbesondere wissen-
schaftlichen Interesse der Antragstellung 
stehen und die auf anderem Wege nicht oder 
nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand 
zu erlangen sind. Es darf Erkenntnisse, die 
aus Abgleichen von pseudonymisierten Ein-
zelfalldaten als Teil externer Kohorten mit ei-
genen Daten insbesondere bei Mortalitäts-
evaluation resultieren, der antragstellenden 
Person in pseudonymisierter Form zur Ver-
fügung stellen. 
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a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Über den Antrag entscheidet die 

Geschäftsstelle unter Berücksichti-
gung der vom wissenschaftlichen 
Fachausschuss abgegebenen 
Empfehlung.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort 

„Datenauswertungsstelle“ durch 
das Wort „Landesauswertungs-
stelle“ ersetzt. 

 

 
 
 
(2) Über den Antrag entscheidet die Ge-
schäftsstelle unter Berücksichtigung der von 
Beirat und wissenschaftlichen Fachaus-
schuss abgegebenen Empfehlungen. Sie 
kann vor einer Entscheidung weitere Erklä-
rungen und Verpflichtungen der antragstel-
lenden Person verlangen. Die antragstel-
lende Person hat sich schriftlich oder elekt-
ronisch gegenüber dem Krebsregister zu 
verpflichten, die Daten unverzüglich nach Er-
reichen des dem Antrag zu Grunde liegen-
den Zwecks des Forschungsvorhabens zu 
löschen und die Löschung dem Krebsregis-
ter anzuzeigen. Eine Weitergabe der Daten 
durch die antragstellende Person über den 
genehmigten Antrag nach Absatz 1 hinaus 
ist nicht gestattet. Umfang der Nutzung und 
Veröffentlichungsrechte sind vertraglich zu 
regeln. 
 
(3) Auf Antrag Dritter kann die Datenauswer-
tungsstelle zur Beantwortung von For-
schungsanfragen, Anfragen zur Gesund-
heitsberichterstattung und zur Erteilung all-
gemeiner Auskünfte eigene Auswertungen 
vornehmen. Rückschlüsse auf betroffene 
Personen müssen in den Auswertungen aus-
geschlossen sein. Auswertungen dürfen die 
Arzneimittel, Wirkstoffe und Verfahren, mit 
denen die Personen, deren Daten für die 
Auswertung genutzt wurden, behandelt wur-
den, angeben. 
 
(4) An internationale Organisationen, die im 
Rahmen der internationalen Krebsregistrie-
rung tätig sind, insbesondere an die Interna-
tional Agency for Research on Cancer  
(IARC) oder vergleichbare Institutionen kann 
das Landeskrebsregister Datensätze ent-
sprechend Absatz 1 bis 3 ohne Antrag über-
mitteln. 
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18.  § 24 wird wie folgt geändert:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Die Geschäftsstelle prüft den An-

trag unter Berücksichtigung der 
vom wissenschaftlichen Fachaus-
schuss abgegebenen Empfehlung.“ 

 
 

 § 24 
Klartextdaten 

 
(1) Im Landeskrebsregister gespeicherte Da-
ten, die eine Identifizierung der betroffenen 
Person ermöglichen, insbesondere Identi-
tätsdaten nach § 2 Absatz 4 Nummer 1 bis 4 
im Klartext, können auf Antrag zur Verfügung 
gestellt werden. Im Antrag muss von der an-
tragstellenden Person glaubhaft gemacht 
werden, dass 
 
1.  sie für Zwecke eines Forschungsvorha-

bens betroffene Personen, die be-
stimmte Merkmale erfüllen, mit deren 
Einwilligung untersuchen oder solche 
Personen oder Dritte, insbesondere be-
handelnde Ärztinnen, Ärzte, Zahnärztin-
nen und Zahnärzte, befragen möchte, 

2.  ohne solche Untersuchungen oder Be-
fragungen das Forschungsvorhaben un-
möglich oder wesentlich erschwert 
wäre, 

3.  das Forschungsvorhaben voraussicht-
lich einen beachtlichen Beitrag zur Ver-
besserung der onkologischen Vorsorge, 
Früherkennung, Versorgung, Nach-
sorge oder Forschung leisten wird und 

4.  die Finanzierung aller Phasen des For-
schungsvorhabens einschließlich der 
Auswertung und Veröffentlichung der 
Forschungsergebnisse sichergestellt 
ist. Hierfür ist anzugeben, welche Per-
sonen mit welchem Geldbetrag das Vor-
haben finanzieren. 

 
(2) Die antragstellende Person hat außer-
dem zu versichern, dass 
 
1.  sie die Pflichten des Absatzes 6 erfüllen 

wird und 
2.  ihr die Straf- und Bußgeldvorschriften 

der §§ 25 und 26 bekannt sind. 
 
 
 
 
(3) Die Geschäftsstelle prüft den Antrag un-
ter Berücksichtigung der von Beirat und wis-
senschaftlichen Fachausschuss abgegebe-
nen Empfehlungen. Die Geschäftsstelle 
kann vor einer Entscheidung weitere Erklä-
rungen und Verpflichtungen der 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/5351 

 
 

42 

 
 
 
b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wör-

ter „Datenvalidierungs- und -spei-
cherstelle“ durch das Wort „Lan-
desauswertungsstelle“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

antragstellenden Person sowie Auskünfte 
nach Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 verlangen. 
 
(4) Soweit dem Antrag entsprochen werden 
soll, übermittelt die Datenvalidierungs- und  
-speicherstelle von den für das Forschungs-
vorhaben benötigten Datensätzen die Identi-
täts-Chiffrate an die Datenannahmestelle, 
welche sie entschlüsselt. Die betroffenen 
Personen, deren Identität auf diese Weise 
ermittelt wird, bittet die Datenannahmestelle 
schriftlich um Auskunft darüber, ob sie in 
eine Weitergabe ihrer Identitätsdaten, medi-
zinischen Daten sowie meldungsbezogenen 
Daten an die antragsstellende Person einwil-
ligen. Die Identitätsdaten und, soweit sie für 
das Forschungsvorhaben benötigt werden, 
die medizinischen und meldungsbezogenen 
Daten der Personen, die hierin schriftlich ein-
gewilligt haben, übermittelt die Datenannah-
mestelle der antragstellenden Person unter 
Berücksichtigung der Maßgaben des § 9. 
 
(5) Das Schreiben nach Absatz 4 Satz 2 ent-
hält: 
 
1.  einen Hinweis darauf, dass die Angaben 

zur Identität dem Landeskrebsregis-
ter entnommen wurden, auch jetzt noch 
gegenüber der Datenannahmestelle 
eine Löschung des Identitäts-Chiffrats 
beantragt werden kann und die Daten-
annahmestelle auf Antrag unentgeltlich 
Auskunft über die gespeicherten Daten 
erteilt; dabei ist auf die Formerforder-
nisse eines Antrags hinzuweisen, 

2.  eine Zusammenfassung des For-
schungsvorhabens mit Namen und An-
schrift der antragstellenden Person und 
Angaben dazu, wer das Vorhaben finan-
ziert, 

3. Angaben dazu, welche Befragungen  
oder Untersuchungen im Rahmen des 
Forschungsvorhabens durchgeführt 
werden sollen, 

4.  einen Hinweis darauf, dass eine Teil-
nahme an dem Forschungsvorhaben 
freiwillig ist, der antragstellenden Per-
son Daten, die eine Identifizierung er-
möglichen, nur überlassen werden, 
wenn die betroffene Person gegenüber 
der Datenannahmestelle schriftlich hie-
rin einwilligt und die betroffene Person 
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jederzeit gegenüber der antragstellen-
den Person ihre Einwilligung zu einer 
Teilnahme an dem Forschungsvorha-
ben widerrufen kann. 

 
(6) Die antragstellende Person ist verpflich-
tet, 
 
1.  dem Landeskrebsregister die Kosten, 

die durch das in Absatz 4 und 5 be-
schriebene Verfahren entstehen, zu er-
setzen, 

2.  dem Landeskrebsregister jede Verän-
derung von Umständen unverzüglich 
anzuzeigen, die für die Entscheidung 
über den Antrag wesentlich waren, 

3.  alle ihr zur Verfügung gestellten oder 
von ihr selbst erhobenen Daten, die eine 
Identifizierung der betroffenen Perso-
nen ermöglichen, nur für Zwecke des im 
Antrag beschriebenen Forschungsvor-
habens und nicht für sonstige Zwecke, 
auch nicht für sonstige Forschungsvor-
haben, zu verwenden, 

4.  alle Daten nach Nummer 3 Dritten nur 
zugänglich zu machen, soweit dies für 
die Durchführung des Forschungsvor-
habens unerlässlich ist und die Dritten 
sich schriftlich zur Geheimhaltung ver-
pflichtet haben, 

5.  geeignete Vorkehrungen zu treffen, um 
zu verhindern, dass Dritte unbefugt Zu-
griff auf die Daten nach Nummer 3 er-
halten, 

6.  alle Daten nach Nummer 3 unverzüglich 
zu löschen, soweit und sobald eine be-
troffene Person ihre Einwilligung gemäß 
Absatz 4 zu einer Teilnahme an dem 
Forschungsvorhaben widerrufen hat  
oder die Daten für das Forschungsvor-
haben nicht mehr benötigt werden, 

7.  jede Kontaktaufnahme mit einer be-
troffenen oder dritten Person, die Aus-
kunft über die betroffene Person erteilen 
soll, zu unterlassen, wenn die betroffene 
Person ihre Einwilligung gemäß Absatz 
4 widerrufen hat, und auch keine solche 
Kontaktaufnahme durch dritte Personen 
zu veranlassen und 

8.  dem Landeskrebsregister unaufgefor-
dert Mitteilung zu machen, wenn eine 
Löschung der Daten nach Nummer 6 er-
folgt ist. 
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c) In Absatz 7 wird nach dem Wort 
„mit“ das Wort „dem“ eingefügt und 
die Wörter „und Beirat“ werden ge-
strichen.  

 

(7) Im Einvernehmen mit Fachausschuss 
und Beirat kann das Landeskrebsregister 
Klartextdaten für Forschungszwecke auch 
dann zur Verfügung stellen, wenn die antrag-
stellende Person diesem die ihr gegenüber 
erteilte Einwilligung der betroffenen Perso-
nen in eine Weitergabe ihrer Identitätsdaten, 
medizinischen Daten sowie meldungsbezo-
genen Daten in geeigneter Form elektro-
nisch übermittelt. 
 
(8) Das Landeskrebsregister kann die an-
tragstellende Person nach einem Jahr und 
hiernach in Abständen von sechs Monaten 
zur Auskunft darüber auffordern, ob die Da-
ten nach Absatz 6 Nummer 6 bereits ge-
löscht worden sind oder warum dies unter-
blieben ist. Behauptet die antragstellende 
Person, die Dateien seien gelöscht worden, 
kann das Landeskrebsregister von ihr zum 
Nachweis dieser Tatsache eine Versiche-
rung an Eides statt verlangen und abneh-
men. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 27 
Ermächtigung 

 
(1) Das für das Gesundheitswesen zustän-
dige Ministerium wird ermächtigt, Rechtsver-
ordnungen zu erlassen über 
 
1.  weitere epidemiologische Daten im 

Sinne von § 2 Absatz 5 und weitere kli-
nische Daten nach § 2 Absatz 6, 

2.  die bei der Datenverarbeitung nach die-
sem Gesetz anzuwendenden Verfahren 
zur Übermittlung, Verschlüsselung und 
Über- und Umverschlüsselung von Da-
ten, 

3.  Einschränkungen und Erweiterungen 
der Meldepflicht nach § 14, insbeson-
dere um vorzusehen, dass auch Neubil-
dungen unbekannten Charakters oder 
unsicheren Verhaltens meldepflichtig 
sind, 

4.  die Übermittlung von Identitätsdaten, 
Kontrollnummern, epidemiologischen, 
klinischen und sterbefallbezogenen Da-
ten an den Gemeinsamen Bundesaus-
schuss oder eine von ihm bestimmte 
Stelle für Zwecke der Qualitätssiche-
rung und der Evaluierung, 
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5.  die Gewährung der Meldevergütung an 
meldepflichtige Personen, insbeson-
dere die Fälligkeit, Zahlbarmachung, 
Abtretbarkeit, Verpfändbarkeit und 
Pfändbarkeit des Anspruchs auf die 
Meldevergütung, 

6.  die Gewährung der Krebsregisterpau-
schalen und Ersatzbeträge für Melde-
vergütungen, wenn die betroffene oder 
eine personensorgeberechtigte Person 
gegen die öffentliche Hand einen An-
spruch auf unentgeltliche Krankenver-
sorgung oder Übernahme von Krank-
heitskosten hat, 

7.  das Verfahren der Abrechnung der 
Krebsregisterpauschalen und Ersatzbe-
träge für Meldevergütungen mit den 
Kostenträgern, insbesondere die Über-
mittlung der für die Abrechnung erfor-
derlichen Daten an die Kostenträger, die 
Verarbeitung dieser Daten durch die 
Kostenträger und die Befugnis der Kos-
tenträger, der Datenannahmestelle Aus-
kunft darüber erteilen, wer in welchem 
Umfang zur Übernahme von Krank-
heitskosten der betroffenen Person ver-
pflichtet ist oder war, 

8.  die Weiterleitung eines Teils der Krebs-
registerpauschalen an die Träger ande-
rer im Geltungsbereich des Grundgeset-
zes geführter klinischer Krebsregister in 
den Fällen, in denen Wohnsitz oder ge-
wöhnlicher Aufenthalt und Behand-
lungsort der betroffenen Person zum 
Einzugsgebiet unterschiedlicher klini-
scher Krebsregister gehören. 

 
(2) In Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
Nummer 1 kann auf von Dritten entwickelte 
Kriterien oder Datensätze Bezug genommen 
werden, wenn diese in einem amtlichen Be-
kanntmachungsblatt veröffentlicht sind. 
Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Num-
mer 6 werden im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium, mit dem Justizministerium 
und dem für Kommunales zuständigen Mi-
nisterium erlassen. Vor dem Erlass einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 Nummer 
2, 4 und 7 ist die oder der Landesbeauftragte 
für Datenschutz und Informationsfreiheit zu 
hören. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/5351 

 
 

46 

 
 
 
 
 
 
 
19.  In § 27 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 wer-

den die Wörter „nicht-melanotische 
Hautkrebsarten und ihre Frühstadien 
betreffen“ durch die Wörter „keiner Er-
stattung nach § 65c des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch unterliegen“ ersetzt. 

 

(3) Soweit durch Gesetz und Rechtsverord-
nung keine Bestimmungen getroffen sind, er-
lässt das Landeskrebsregister Satzungen 
über den Betrieb des Landeskrebsregisters 
und die damit zusammenhängenden Fragen, 
insbesondere über 
 
1.  die Höhe der Meldevergütung für Mel-

dungen, die nicht-melanotische Haut-
krebsarten und ihre Frühstadien betref-
fen und 

 
 
2.  die Erhebung von Gebühren für die Er-

teilung allgemeiner Auskünfte und die 
Überlassung von Daten nach den §§ 23 
und 24. 

 
Soweit die Satzung nach Satz 1 Nummer 2 
keine abweichenden Vorschriften enthält, gilt 
ergänzend das Gebührengesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. August 1999 
(GV. NRW. S. 524) in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 
 
 

Artikel 2 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
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Begründung  
 
A Allgemeiner Teil  
 
I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen  
 
Am 21. August 2021 ist das Gesetz zur Zusammenführung von Krebsregisterdaten (BGBl. 
S. 3890) in Kraft getreten. Mit dem Inkrafttreten dieses Artikelgesetzes sind u.a. Änderungen 
des Bundeskrebsregisterdatengesetzes (BKRG; Artikel 1 und 2) und des Fünften Buches So-
zialgesetzbuch (SGB V, Artikel 3) verbunden. Einige Neuerungen bedingen die Notwendigkeit, 
die geltende Rechtslage im Land Nordrhein-Westfalen, wie sie im Landeskrebsregistergesetz 
(LKRG) Niederschlag gefunden hat, durch mehrere Änderungen nachzuzeichnen. Beispiels-
weise wird der derzeit von den Krebsregistern der Länder an das Zentrum für Krebsregister-
daten (ZfKD) beim Robert Koch-Institut (RKI) zu übermittelnde Datensatz um Daten zur The-
rapie und zum Verlauf von Krebserkrankungen im § 5 BKRG erweitert. Dies soll das ZfKD 
dabei unterstützen, das Krebsgeschehen in Deutschland besser analysieren zu können. All-
gemein ist Ziel des o.g. Bundesgesetzes, die Krebsregisterdaten der Bundesländer länder-
übergreifend, insbesondere für überregionale Forschungsprojekte, besser nutzbar zu machen, 
um damit insgesamt durch eine bundesweite Verfügbarkeit die Versorgungsforschung zu ver-
bessern. 
 
Eine grundlegende Voraussetzung für die registerübergreifende Zusammenführung ist ein 
bundesweit einheitlicher Datensatz. Dieser onkologische Datensatz (onkologischer Basisda-
tensatz=oBDS) muss regelmäßig aktualisiert werden, um die Registrierung auf dem Stand der 
Wissenschaft zu halten, daher muss dieser fortan auch für die meldepflichtigen Personen ver-
bindlich sein. Fortan liegt nur dann eine vollständige Meldung vor - was u.a. auch für eine 
Vergütung relevant ist -, wenn alle Meldungsbestandteile, die im oBDS vorgesehen sind, auch 
entsprechend gemeldet werden. Die Nutzbarkeit der Daten wird damit insgesamt auch hin-
sichtlich anderer Initiativen und Vorhaben zur Sammlung onkologischer Daten gesteigert. 
 
In der praktischen Arbeit des seit 2016 tätigen Landeskrebsregisters NRW haben sich zudem 
auf Grundlage der Erfahrungen bei der Anwendung des Gesetzes weitere Änderungsbedürf-
nisse ergeben. So ist die Datenvalidierungs- und -speicherstelle organisatorisch nicht im Lan-
deskrebsregister abgebildet, die Aufgaben werden seit jeher von der Landesauswertungsstelle 
wahrgenommen. Die Konzentration auf eine Stelle im Register ist aus Gründen der Transpa-
renz und der Effizienz sinnvoll, zumal aus rechtlicher Sicht keine Notwendigkeit einer Tren-
nung beider Stellen feststellbar ist. Eine inhaltliche Änderung ist hiermit nicht verbunden, die 
Aufgabenbeschreibung der Datenvalidierungs- und -speicherstelle bleibt insofern inhaltlich un-
verändert. Gesetzlich wird die Änderung durch eine Streichung sowie einer Aufgabenerweite-
rung bei der Landesauswertungsstelle umgesetzt. 
 
Bei der Landeskrebsregister gGmbH, welche seit dem Jahr 2016 mit den Aufgaben der Krebs-
registrierung beliehen ist, wird ein Aufsichtsrat etabliert, um den Vorgaben des Corporate 
Governance Kodex im Land NRW Rechnung zu tragen. Auch im LKRG sollen die Regelungen 
hierzu in einem neuen § 8a LKRG - E aufgenommen werden, gleichwohl die wesentlichen 
Bestimmungen dem Gesellschaftsvertrag vorbehalten bleiben. Die Etablierung bedingt auch 
Änderungen der einschlägigen Paragraphen zum Beirat und zum wissenschaftlichen Fach-
ausschuss vgl. § 6 bis § 8 LKRG - E.  
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II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 
 
Die oben beschriebene grundlegende Zielsetzung soll im Landesgesetz Niederschlag finden, 
indem die Erweiterung des bereits derzeit (vgl. § 3 Absatz 5 Nummer 6 LKRG) an das ZfKD 
zu übermittelnden Datensatzes, sowie die Verpflichtung, dass die Daten nach § 5 BKRG flä-
chendeckend und vollzählig erhoben, nach Prüfung auf Mehrfach-meldungen bereinigt und 
vollständig in einem einheitlichen Format übermittelt werden, in § 3 Absatz 4 Nummer 12 und 
13 LKRG - E aufgenommen wird. 
 
Die Meldung aller Bestandteile des oBDS wird verpflichtend, dies wird durch Änderungen in 
§ 1 Absatz 2 LKRG - E sowie in § 15 Absatz 1 LKRG - E umgesetzt. 
 
Das Merkmal der Staatsangehörigkeit wird als epidemiologisches Datum nicht mehr erhoben, 
da die Erhebung und Meldung sich nicht als umsetzbar erwiesen hat, sondern vielmehr zu 
zusätzlichen Kosten beim Landeskrebsregister führt, beispielsweise beim Datenaustausch mit 
den Krebsregistern anderer Bundesländer.  
 
§ 4 Absatz 1 LKRG sieht die Möglichkeit vor, dass mit den hoheitlichen Aufgaben der epide-
miologischen und klinischen Krebsregistrierung eine juristische Person des Privatrechts im 
Rahmen einer Beleihung betraut werden kann. Hiervon wurde im Land Nordrhein-Westfalen 
auch Gebrauch gemacht, die Landeskrebsregister gGmbH nimmt die Aufgaben seit dem Jahr 
2016 wahr. In der Gesellschaftsstruktur sollen, da die Errichtungsphase abgeschlossen ist, 
Änderungen implementiert werden, die die Bildung eines Aufsichtsrats beim Landeskrebsre-
gister im Falle einer Beleihung einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung vorsehen. Dies ist 
im Corporate Governance Kodex des Landes vorgesehen, wenn – wie hier vorliegend – das 
Land NRW Gesellschaftsanteile an einer Gesellschaft (Landeskrebsregister gGmbH) hält. Der 
Aufsichtsrat soll insbesondere die Geschäftsführung unter Zweckmäßigkeitsaspekten – auch 
zur strategischen Weiterentwicklung des Landeskrebsregisters – beraten, hinsichtlich Ord-
nungsmäßigkeit, Rechtmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit überwachen, sowie grundlegende 
Richtlinien für die Tätigkeit der Gesellschaft, insbesondere bezüglich gesundheitspolitischer 
Zielsetzungen, entwickeln. Auch die Beschlussfassung über eine Beteiligung des Landes-
krebsregisters an größeren, strategischen bedeutsamen oder politisch relevanten For-
schungsprojekten soll zu den Aufgaben des Aufsichtsrats gehören. Näheres regelt die Ge-
schäftsordnung des Aufsichtsrats für den Geschäftsführer. 
 
Die Etablierung eines Aufsichtsrats in § 8a LKRG - E bedingt, dass sich auch das Aufgaben-
profil des Beirats in § 6 und § 7 LKRG entsprechend ändert, da die Aufgaben des Beirats 
teilweise nun der Aufsichtsrat übernehmen wird. Zudem hat es sich in der Praxis als nicht 
notwendig erwiesen, dass sich neben dem wissenschaftlichen Fachausschuss zusätzlich der 
Beirat mit Anträgen nach § 23 Absatz 2 und § 24 Absatz 3 LKRG befasst. Der Entwurf sieht 
nun vor, dass die Empfehlung, wie mit solchen Anträgen umgegangen werden soll, allein vom 
wissenschaftlichen Fachausschuss abgegeben wird, der Beirat hat jedoch das Recht ggf. Stel-
lung zu nehmen, wenn dies gewollt ist. Gleichzeitig sollen die Interessen der Patientinnen und 
Patienten allgemein und besonders bei den Anträgen nach § 23 und § 24 LKRG gewahrt wer-
den können, indem ein Vertreter von Patienteninteressen im Wissenschaftlichen Fachaus-
schuss vertreten ist. Allgemein sind differenzierte Regelungen zu Aufsichtsrat, Beirat und zum 
wissenschaftlichen Fachausschuss hinsichtlich der Aufgabenverteilung dieser Gremien im Ge-
sellschaftsvertrag der Landeskrebsregister gGmbH niedergelegt. Durch die Regelungsmög-
lichkeiten im Gesellschaftsvertrag ist damit eine flexible sowie zeitnahe Anpassung möglich. 
Gleichwohl sollen grundlegende Regelungen beispielweise zur Amtsdauer und zum Verfahren 
beim vorzeitigen Ausscheiden eines Mitglieds weiterhin im Gesetz geregelt sein. 
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B Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsverzeichnis): 
 
Es wird ein neuer § 8a in das Gesetz aufgenommen, der Regelungen zum Aufsichtsrat bein-
haltet, dies findet im Inhaltsverzeichnis Berücksichtigung.  
 
Zu Nummer 2 (§ 1 LKRG - E): 
 
Das Landeskrebsregister in Nordrhein-Westfalen hat mit dem Inkrafttreten des LKRG im Jahr 
2016 seine Arbeit aufgenommen. Hierzu wurde die Landeskrebsregister gGmbH mit der Auf-
gabenwahrnehmung im Rahmen einer Beleihung betraut. Dem Umstand, dass die Aufbau-
phase bzw. die Errichtung als abgeschlossen bezeichnet werden kann, wird durch die Ver-
wendung des Begriffs „geführt“ Ausdruck verliehen. 
 
Die Datenerhebung im Landeskrebsregister basiert auf dem bundesweit einheitlichen onkolo-
gischen Datensatz (oBDS) der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Tumorzentren (ADT) und der 
Gesellschaft der epidemiologischen Krebsregister in Deutschland (GEKID). Durch die Ände-
rung wird nun deutlich, dass dieser Basisdatensatz regelmäßig aktualisiert angewendet wer-
den muss, um die Krebsregistrierung stets auf dem aktuellen Stand der wissenschaftlichen 
Entwicklung halten zu können. 
 
Insgesamt sieht das Gesetz zur Zusammenführung von Krebsregisterdaten (BGBl. S. 3890) 
vor, dass die Krebsregister der Länder verstärkt in die Versorgungsforschung mit einbezogen 
werden. Dieser Umstand wird durch die Änderung der Aufgabenbeschreibung berücksichtigt. 
Das Landeskrebsregister soll fortan mitwirken bei der Bewertung präventiver und kurativer 
Maßnahmen im Rahmen der Krebsbekämpfung, der Ergebniskontrolle von Maßnahmen zur 
Krebsfrüherkennung, sowie bei der Herstellung von Versorgungstransparenz. 
 
In der Aufbauphase des Landeskrebsregisters konnten die Aufgaben, die üblicherweise ein 
Aufsichtsrat innehat, von der Gesellschafterversammlung wahrgenommen werden. Da die 
Aufbauphase des Landeskrebsregisters nun als abgeschlossen bezeichnet werden kann, wird 
ergänzend zu den beratenden Gremien des Beirats und des wissenschaftlichen Fachaus-
schusses ein Aufsichtsrat für den Fall des § 4 Absatz 1 LKRG etabliert, wie es auch grund-
sätzlich im Public Corporate Governance Kodex des Landes NRW vorgesehen ist. Die mögli-
che Etablierung eines Aufsichtsrats im Falle einer Beleihung nach § 4 Absatz 1 LKRG wird bei 
der Aufzählung der Gremien in Absatz 6 berücksichtigt. 
 
Zu Nummer 3 (§ 2 LKGR - E): 
 
Bei dem Begriff der Tumordiagnose handelt es sich um einen Begriff, der nicht nur Krebser-
krankungen beschreibt, sondern medizinisch weiter gefasst ist. Um die gesetzliche Regelung 
insofern zu konkretisieren, wird in § 2 Absatz 3 LKRG - E sowie an weiteren Stellen im Entwurf 
der Begriff der Tumordiagnose durch den Begriff der Diagnose einer Krebserkrankung ersetzt. 
 
Die Staatsangehörigkeit soll nicht mehr in § 2 Absatz 5 Nummer 4 LKRG als epidemiologi-
sches Datum definiert werden. Stattdessen soll die aktuelle Wohnanschrift beim Meldeanlass 
aufgenommen werden, da sich das Datum der Staatsangehörigkeit im oBDS nicht wiederfin-
det. In der Vergangenheit hatte dies in NRW zur Konsequenz, dass die Staatsangehörigkeit 
im Rahmen von IT - Lösungen als spezifisches Merkmal sehr aufwendig beauftragt werden 
musste und zudem im registerübergreifenden Datenaustausch regelmäßig zu 
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Kompatibilitätsproblemen geführt hat. Da die Meldungen zur Staatsangehörigkeit auch nicht 
hinreichend vollständig und plausibel waren, wird das Datum insofern ersetzt.  
 
Der Residualstatus ist ein wichtiges Pflichtfeld für die Vollständigkeit der Daten. Durch die 
Erwähnung im Gesetz in § 2 Absatz 6 Nummer 3 LKRG - E wird noch einmal betont, dass 
diese Information ausnahmslos zu melden ist. Nach den Erfahrungen in der praktischen Arbeit 
des Landeskrebsregisters fehlte sie in der Vergangenheit immer noch sehr häufig bei vielen 
Meldungen. 
 
Im Absatz 8 werden die sterbefallbezogenen Daten ergänzt. Anhand der Information des Lei-
chenschauscheines (Kausalkette bestehend aus Grundleiden, Folge des Grundleidens und 
unmittelbarer Todesursache, Informationen zur Zeitlichkeit des Auftretens sowie Informationen 
über „wesentliche Krankheiten oder Zustände, die zum Tod beigetragen haben“) wird in den 
Statistischen Landesämtern (IT NRW) nach dem Regelwerk der ICD-10 die sogenannte uni-
kausale Todesursache für statistische Zwecke festgelegt. Detaillierte Analysen der Ausfüll- 
und Kodierqualität von Leichenschauscheinen haben gezeigt, dass Ärztinnen und Ärzte relativ 
häufig die Prinzipien der Kausalkette und wesentlicher Krankheiten oder Zustände, die zum 
Tode beitragen, nicht kennen. Dies kann dazu führen, dass bei der alleinigen Übermittlung der 
unikausalen Todesursachen an das LKR NRW wichtige relevante Informationen übersehen 
werden. Für eine möglichst sensitive Aufdeckung von Krebserkrankungen anhand des Lei-
chenschauscheines ist es essentiell, jedem Hinweis auf eine Krebserkrankung, selbst wenn 
sie nicht die unikausale Todesursache ist oder in der Kausalkette steht, nachzugehen und 
somit zu einer vollzähligen Erfassung des Krebsgeschehens zu kommen. Dies trägt maßgeb-
lich zur Vollständigkeit der Daten bei. 
 
In Absatz 9 Satz 2 LKRG - E sowie an zahlreichen anderen Stellen im Gesetz wird die Ver-
wendung des Begriffs Datenvalidierungs- und -speicherstelle durch das Wort Landesauswer-
tungsstelle ersetzt. Die Aufgaben der Datenvalidierungs- und -speicherstelle werden in der 
praktischen Arbeit im Landeskrebsregister von der Landesauswertungsstelle wahrgenommen, 
die Unterscheidung ist daher auch in rechtlicher Hinsicht (vgl. § 4 Absatz 1 LKRG) nicht erfor-
derlich und wird zur Klarstellung aufgehoben. 
 
Zu Nummer 4 (§ 3 LKRG - E): 
 
Es wird auf die Ausführungen zu Nummer 3 Bezug genommen. Es handelt sich um eine wei-
tere Änderung der Begrifflichkeit. Die Aufgaben der Landesauswertungsstelle und die ehemals 
der Datenvalidierungs- und -speicherstelle zugeordneten Aufgaben werden in einem Absatz 4 
zusammengefasst. Neu aufgenommen wird als Aufgabe der Landesauswertungsstelle im 
Rahmen des § 3 Absatz 4 Nummer 12 LKRG - E die jährlich an das ZfKD zur Erfüllung seiner 
Aufgaben nach § 2 BKRG zu erfolgende Übermittlung von Daten nach Maßgabe des § 5 BKRG 
bzw. einer auf Grundlage § 5 Absatz 6 BKRG erlassenen Rechtsverordnung. Zwar bestand 
auch in der Vergangenheit bereits die Verpflichtung, Daten an das ZfKD zu übermitteln, der 
Datensatz wird jedoch insofern erweitert um klinische Daten, insbesondere um Daten zur The-
rapie und zum Verlauf der Erkrankung. Durch eine Bezugnahme auf die einschlägige Rechts-
norm im BKRG ist eine Aufzählung der einzelnen Daten entbehrlich, zudem ist sichergestellt, 
dass auch dann, wenn der Bund von der Verordnungsermächtigung des § 5 Absatz 6 BKRG 
Gebrauch macht, das Landesgesetz nicht geändert werden muss.  
 
Im Rahmen des § 3 Absatz 4 Nummer 13 LKRG - E ist vom Landeskrebsregister sicher zu 
stellen, dass die jeweils zu übermittelnden Daten flächendeckend sowie vollzählig erhoben, 
nach Prüfung auf Mehrfachmeldungen bereinigt und vollständig in einem einheitlichen Format 
übermittelt werden. Die von den Krebsregistern der Länder übermittelten Daten werden nach 
Erhalt vom ZfKD zusammengeführt und auf Einheitlichkeit, Vollständigkeit und Vollzähligkeit 
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geprüft. Nach dieser Prüfung im ZfKD wird das Ergebnis der Prüfung an die Landeskrebsre-
gister zurückgemeldet. Ergänzend wird daher im § 3 Absatz 4 Nummer 14 LKRG - E auch eine 
Rechtsgrundlage für die Entgegennahme der vom ZfKD geprüften Daten sowie des Prüfer-
gebnisses gemäß § 6 Absatz 2 Nummer 1 und § 7 Absatz 1 BKRG aufgenommen. 
 
Zu Nummer 5 (§ 4 LKRG - E): 
 
Es handelt sich um eine weitere Änderung der Begrifflichkeit (vgl. die Ausführungen zu Num-
mer 3). 
 
Zu Nummer 6 (§ 6 bis § 8a LKRG - E): 
 
Das bislang im Gesetz vorgesehene Vorschlagsverfahren für das Gremium des Beirats wird 
aus dem Gesetz herausgenommen und fortan im Gesellschaftsvertrag geregelt. Statt der bis-
lang vorgesehenen 22 Mitglieder können fortan bis zu 20 Personen zu Beiratsmitgliedern be-
stellt werden. Es sind im Übrigen keine Änderungen in der Zusammensetzung des Beirates 
und dem Berufungsverfahren intendiert. Insbesondere soll der Beirat weiterhin die Interes-
sensgruppen der Krebsregistrierung einbeziehen, darunter die Kostenträger, Vertretungen der 
Melderinnen und Melder sowie Betroffenenverbände. Regelungen zur Amtsdauer sowie zum 
vorzeitigen Ausscheiden eines Mitglieds sollen jedoch nach wie vor im Gesetz geregelt wer-
den.  
 
Unverändert soll der Beirat das Landeskrebsregister bei der Aufgabenwahrnehmung nach 
dem LKRG fachlich beraten. Da jedoch ein Aufsichtsrat etabliert werden soll, sind insofern 
auch Änderungen im Aufgabenprofil erforderlich. Künftig soll der Beirat insbesondere die Zu-
sammenarbeit mit den Akteuren des Gesundheitswesens unterstützen, Maßnahmen zur Ge-
winnung von Melderinnen und Meldern vorschlagen und fachliche Impulse zur Nutzung der 
Daten setzen. Zudem ist eine gleichzeitige Befassung von Beirat und wissenschaftlichem 
Fachausschuss hinsichtlich der Anträge nach § 23 Absatz 2 und § 24 LKRG nicht erforderlich, 
so dass diese Aufgabenwahrnehmung beim Beirat gestrichen wird. Fortan soll über die An-
träge allein der wissenschaftliche Fachausschuss beraten. 
 
Auch die Regelungen zum wissenschaftlichen Fachausschuss werden geringfügig angepasst, 
berufen werden können beispielsweise fortan auch Vertreter aus Krebsregistern anderer Bun-
desländer. Zudem ist die Berufung einer Interessensvertretung der Patientinnen und Patienten 
nach § 8 Absatz 1 Nummer 5 LKRG - E möglich, damit bei Anträgen nach § 23 und § 24 LKRG 
Patienteninteressen berücksichtigt werden können. Die Änderung des zuvor verwendeten Be-
griffes des öffentlichen Gesundheitsdienstes zu Gunsten des weiter gefassten Begriffes des 
Gesundheitswesens ermöglicht wie bisher die Berufung von Vertretern aus dem Bereich des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes, aber auch die Berufung von Vertretern aus anderen Berei-
chen wie beispielsweise der ambulanten Versorgung. Letztlich soll durch die Berufung von 
Personen aus den unterschiedlichen Bereichen sichergestellt werden, dass die zu beratenden 
Themen aus jeglichen für die Krebsregistrierung relevanten Perspektiven beleuchtet werden 
können. Regelungen zur Sitzungshäufigkeit und zur ggf. möglichen Teilnahme an Sitzungen 
von anderen Personen sollen in einer Geschäftsordnung und ferner im Gesellschaftsvertrag 
geregelt werden können.  
 
Neu aufgenommen werden Regelungen zum Aufsichtsrat in einem neuen § 8a LKRG - E. In 
der Aufbauphase des Landeskrebsregisters konnten die Aufgaben, die üblicherweise ein Auf-
sichtsrat innehat, von der Gesellschafterversammlung wahrgenommen werden. Da nun die 
Aufbauphase des Landeskrebsregisters abgeschlossen ist, wird ein Aufsichtsrat bei der Lan-
deskrebsregister gGmbH etabliert, wie es auch grundsätzlich im Public Corporate Governance 
Kodex des Landes NRW vorgesehen ist. Der Aufsichtsrat soll insbesondere die Aufgaben 
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haben, die Geschäftsführung zu beraten und hinsichtlich der Ordnungsmäßigkeit, Rechtmä-
ßigkeit und Wirtschaftlichkeit zu überwachen und zudem auch die Arbeit des LKR mit den 
wesentlichen gesundheitspolitischen Zielsetzungen zu verknüpfen, indem er hierzu Richtlinien 
für die Tätigkeit des LKR gibt. Für die Geschäftsführung des Landeskrebsregisters kann durch 
den Aufsichtsrat so gleichzeitig eine zusätzliche wertvolle Beratungsfunktion wahrgenommen 
werden. Der neu eingeführte § 8a sieht vor, dass wenn eine Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung nach § 4 Absatz 1 LKRG beliehen wird, ein Aufsichtsrat eingerichtet werden soll und 
diesem die in Absatz 2 genannten Aufgaben übertragen werden sollen. Vorrangige Vorschrif-
ten des GmbH-Rechts bleiben – auch angesichts der Gesetzgebungszuständigkeit des Bun-
des für das Gesellschaftsrecht – im Übrigen unberührt. Unberührt bleibt auch die Norm des 
§ 65c SGB V, d.h. diejenigen Aufgaben, die bereits nach Maßgabe des § 65c SGB V einer 
anderen Institution vorbehalten bleiben sollen, sind für den Aufsichtsrat gesperrt, wobei es 
Berührungspunkte fachlicher Art geben wird. Um die Zusammenarbeit und Verzahnung von 
Themen des Beirats und des Aufsichtsrats zu fördern, soll dem Vorsitzenden des Beirats im 
Gesellschaftsvertrag das Recht eingeräumt werden, als Gast an den Sitzungen des Aufsichts-
rats teilnehmen zu können.  
 
Zu Nummer 7 (§ 9 LKRG - E): 
 
Es wird auf die Ausführungen zu Nummer 3 verwiesen, es handelt sich um eine weitere Än-
derung der Begrifflichkeit.  
 
Zu Nummer 8 (§ 11 LKRG-E): 
 
Es wird auf die Ausführungen zu Nummer 3 verwiesen, es handelt sich um weitere Änderun-
gen der Begrifflichkeit.  
 
Zu Nummer 9 (§ 12 LKRG - E): 
 
In § 12 Absatz 6 Satz 1 LKRG – E wird der Begriff „einzelne“ gestrichen. Dies erfolgt zur 
Klarstellung. Das Landeskrebsregister ist ein vollständig elektronisch arbeitendes Register. 
Daher werden auch Verlaufsdatensätze im Rahmen des § 12 Absatz 6 LKRG NRW elektro-
nisch abgefragt und es ist auf diesem Wege bei Vorliegen der weiteren definierten Vorausset-
zungen auch möglich, mehrere Verlaufsdatensätze von unterschiedlichen Personen gleichzei-
tig abzufragen. Durch die Streichung des Wortes „einzelnen“ wird deutlich, dass auch die 
gleichzeitige Beantragung hinsichtlich mehrerer Personen möglich ist. Ob ein Antrag nur eine 
einzelne oder mehrere Personen betrifft, erfordert im Übrigen rechtlich keine andere Bewer-
tung. 
 
Zu Nummer 10 (§ 13 LKRG - E): 
 
Der Widerspruch einer betroffenen Person verhindert die dauerhafte Speicherung eines Iden-
titäts-Chiffrats. In der praktischen Arbeit kam es vermehrt zu der Fragestellung, ob eine Rück-
nahme eines Widerspruchs möglich ist. Zum einen ist anzuerkennen, dass das Landeskrebs-
register, die damit verbundene Datenspeicherung sowie der mit ihr verbundene Nutzen für die 
Erforschung von Krebserkrankungen immer mehr Akzeptanz erfährt. Zum anderen zeigt sich 
in der praktischen Arbeit des Registers, dass die Aufklärung und die Information bei den mel-
depflichtigen Personen nach Absatz 2 unterschiedlich detailliert ausfällt und davon auch die 
Erklärung eines Widerspruchs bei den betroffenen Personen abhängig sein kann. Durch die 
Ergänzung mit einem zweiten Satz wird klargestellt, dass hiervon die Auskunftsrechte unbe-
rührt bleiben. Kommt es also zur Erklärung eines Widerspruchs, ändert sich hierdurch der 
Umfang der zu übermittelnden Daten im Rahmen eines Auskunftsanspruchs nach § 19 
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Absatz 1 LKRG nicht etwa deshalb, dass es möglicherweise einiger technischer Zwischen-
schritte bedarf, um die Kontrollnummern zurückzuführen. 
 
Zum technischen Verfahren bei der Rücknahme eines Widerspruchs findet das bereits für 
Auskunftsansprüche nach § 19 LKRG NRW in ähnlicher Weise etablierte Verfahren Anwen-
dung. 
 
Legt ein Patient oder eine Patientin Widerspruch zur Speicherung seines Identitäts-Chiffrats 
ein, ist eine Re-Identifizierung der Identitätsdaten aus der Kontrollnummer unmöglich, da das 
notwendige Identitäts-Chiffrat gelöscht wird und dann nicht mehr vorhanden ist. 
 
Möchte eine betroffene Person, die von ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch gemacht hat, ihre 
Betroffenenrechte wahrnehmen oder den Widerspruch zurücknehmen, muss das Identitäts-
Chiffrat aus den Identitätsdaten neu erstellt werden, in eine Kontrollnummer umgewandelt und 
dann mit dieser neuen Kontrollnummer der entsprechende Datenabgleich (Record-Linkage) 
durchgeführt werden. Hierzu reicht die betroffene Person in beiden Fällen einen Antrag beim 
Landeskrebsregister ein, der die zur Bildung des Identitäts-Chiffrates notwendigen Identitäts-
daten enthalten muss.  
 
Zu Nummer 11 (§ 14 LKRG - E): 
 
Zu § 14 Absatz 1 Nummer 1 wird auf die Ausführungen zu Nummer 3 verwiesen. 
 
Die Unterbrechung als Meldeanlass existiert in dieser Form nicht. Eine Unterbrechung ist kein 
eigenständiger Meldeanlass und kann von den Meldern nicht separat gemeldet werden. Ge-
meldet wird das Ende (Start der Unterbrechung) und der Beginn (Ende der Unterbrechung) 
einer Therapie, hieraus ergibt sich dann ggf. die Dauer einer Unterbrechung. 
 
Die Einschränkung der Meldepflicht hinsichtlich der Nummern 2 und 4 hinsichtlich nicht-mela-
notischer Hauttumore wird geändert. Dies bedeutet, dass fortan hinsichtlich der nicht-melano-
tischen Hauttumore mit ungünstiger Prognose alle Ereignisse, die in den Nummern 1 bis 5 
beschrieben sind, einer Meldepflicht unterliegen. Dies hängt mit der Änderung des § 65c Ab-
satz 6 SGB V zusammen, da durch das Gesetz zur Zusammenführung von Krebsregisterdaten 
und dem hierdurch neu gefassten § 65c Absatz 6 Satz 2 SGB V ab dem Jahr 2023 auch eine 
Meldevergütung zu zahlen ist, wenn die Meldung sich auf einen prognostisch ungünstigen 
nicht-melanotischen Hauttumor bezieht. Damit ist zugleich eine Vergütung auf Grundlage ei-
ner Satzung nach § 27 Absatz 3 Nummer 1 LKRG NRW für diese Fälle nicht mehr möglich, 
da insofern eine andere gesetzliche Regelung existiert. Die Zahlung einer Vergütung auf 
Grundlage einer Satzung ist fortan nur noch möglich für Meldungen nach § 14 Absatz 1 Num-
mer 1, 3 und 5 LKRG hinsichtlich nicht-melanotischer Hauttumore mit günstiger Prognose. 
 
Zu Nummer 12 (§ 15 LKRG - E): 
 
Durch die Ergänzung und die Bezugnahme auf den oBDS wird klar, dass von vorneherein 
grundsätzlich nur diejenigen Meldungen als vollständig gelten und auch entsprechend vergütet 
werden können, die alle Angaben des oBDS erhalten. Hinzu kommen diejenigen weiteren An-
gaben, die im LKRG genannt sind, da diese für die Annahme und Meldungsverwaltung durch 
das Register unerlässlich sind. 
 
Hinsichtlich der Änderung im Absatz 2 sowie Absatz 3 wird auf die Ausführungen zu Nummer 
3 verwiesen, es handelt sich um weitere Änderungen der Begrifflichkeiten.  
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Zu Nummer 13 (§ 16 LKRG - E): 
 
Hinsichtlich der Änderung im § 16 Absatz 3 LKRG - E wird auf die Ausführungen zu Nummer 
3 verwiesen, es handelt sich um eine weitere Änderung der Begrifflichkeit. Durch das Gesetz 
zur Zusammenführung von Krebsregisterdaten ist durch die Einfügung einer Nummer 9 in 
§ 65c Absatz 1 Satz 2 SGB V die Mitwirkung an dem Datenabgleich nach § 25a Absatz 1 Satz 
2 Nummer 4 in Verbindung mit Satz 3 zur Aufgabe der Landeskrebsregister erklärt worden, da 
das Bundesgesetz u.a. zum Ziel hat, den bereits zum jetzigen Zeitpunkt vorgesehenen Ab-
gleich von Daten der Krebsregister der Länder mit Daten der Krebsfrüherkennungsprogramme 
gangbarer zu machen. Diesem Ziel wird dadurch Rechnung getragen, dass die Krebsregister-
daten an die Vertrauensstelle des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) unter Verwen-
dung eines aus dem unveränderbaren Teil der Krankenversichertennummer abgeleiteten 
Pseudonyms übermittelt werden. Welche Daten konkret übermittelt werden, wird jeweils in den 
Richtlinien der organisierten Krebsfrüherkennungsprogramme nach § 25a Absatz 2 SGB V 
festgelegt. Durch die Bezugnahme auf die Krebsfrüherkennungsprogramme, ist eine Ände-
rung des Landesgesetzes nicht erforderlich, wenn Richtlinien neu erlassen oder geändert wer-
den. 
 
Zu Nummer 14 (§ 18 LKRG - E): 
 
§ 18 LKRG regelt die Datenübermittlung an andere Krebsregister. Da auch das ZfKD als Re-
gister in diesem Sinne einzustufen ist, werden an dieser Stelle ebenfalls die durch das o.g. 
Bundesgesetz neu im § 5 BKRG definierten Krebsdaten aufgenommen. 
 
§ 18 Absatz 3 regelt die Entgegennahme von Daten der in Absatz 2 und 3 geregelten Stellen 
(ZfKD sowie andere Krebsregister). Da es sich bei diesen Daten auch um den bundesweit 
einheitlichen Datensatz nach § 7 Absatz 4 (i. V. m. § 6 Absatz 2 Nummer 2) BKRG handeln 
kann, der auf Verlangen der Krebsregister zur Nutzung für eigene, nach den landesrechtlichen 
Vorschriften vorgesehene Zwecke des Krebsregisters zur Verfügung gestellt werden kann, ist 
die Einschränkung im zweiten Halbsatz insofern nicht mehr zutreffend und daher zu streichen. 
Da nach § 18 Absatz 2 LKRG NRW die Datensätze wie andere Datensätze im Register zu 
behandeln sind, sind sämtliche Vorschriften des LKRG NRW als landesrechtliche Vorschriften 
im Sinne des § 7 Absatz 4 BKRG zu qualifizieren. 
 
Im Übrigen wird auf die Ausführungen zu Nummer 3 verwiesen, es handelt sich um eine wei-
tere Änderung der Begrifflichkeit. Bei der Änderung in Absatz 3 Satz 1 handelt es sich um eine 
redaktionelle Folgeänderung. 
 
Zu Nummer 15 (§ 19 LKRG - E): 
 
Die vorherige Fassung des § 19 LKRG enthielt Wiederholungen, die bei der Umsetzung der 
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) in nationale Vorschriften nicht zulässig sind. Durch 
die Ergänzung wird deutlich, dass es sich lediglich bei der Angabe, welche allgemeinen tech-
nischen Bedingungen für die Verarbeitung maßgebend gewesen sind, um ein über den Inhalt 
des Auskunftsrechts nach Artikel 15 DSGVO hinausgehendes Merkmal handelt. 
 
Hinsichtlich des Absatzes 4 wird auf die Ausführungen zu Nummer 3 verwiesen. Es handelt 
sich um eine weitere Änderung der Begrifflichkeit.  
 
Zu Nummer 16 (§ 21 LKRG - E): 
 
Es wird auf die Ausführungen zu Nummer 3 verwiesen, es handelt sich um weitere Änderun-
gen der Begrifflichkeiten. 
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Zu Nummer 17 (§ 23 LKRG - E): 
 
Bei der praktischen Arbeit des Registers hat es sich als nicht erforderlich erwiesen, dass der 
Beirat und der wissenschaftliche Fachausschuss über Anträge nach § 23 Absatz 2 und § 24 
LKRG berät und Empfehlungen abgibt. Fortan berät nur der wissenschaftliche Fachausschuss 
über Anträge, so dass in den jeweiligen gesetzlichen Regelungen der Beirat nicht mehr auf-
geführt wird. Die Interessen der Patientinnen und Patienten können gleichwohl gewahrt wer-
den, indem ein Vertreter der Patienteninteressen in den wissenschaftlichen Fachausschuss 
berufen werden kann.  
 
Im Übrigen wird auf die Ausführungen zu Nummer 3 verwiesen. Es handelt sich um eine wei-
tere Änderung der Begrifflichkeit.  
 
Zu Nummer 18 (§ 24 LKRG - E): 
 
Es wird auf die Ausführungen zu Nummer 17 verwiesen.  
 
Im Übrigen handelt es sich im Absatz 4 um eine weitere Änderung der Begrifflichkeit (vgl. die 
Ausführungen zu Nummer 3). 
 
Zu Nummer 19 (§ 27 LKRG - E): 
 
Satzungen des LKR, die eine Vergütung für Meldungen vorsehen, sind nur dann möglich, 
wenn keine anderweitige gesetzliche Regelung besteht, dies ist insbesondere bei Meldungen 
der Fall, die keiner Erstattung nach dem § 65c SGB V unterliegen. Die vorherige Formulierung 
war insofern nicht mehr zutreffend, da Meldungen zu nicht-melanotischen Hauttumoren nun 
zum Teil (wenn sie prognostisch ungünstig sind) einer Erstattung nach § 65c SGB V (vgl. § 65c 
Absatz 4 SGB V) unterliegen. 
 
Zu Artikel 2 
 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
 


